
10. Beilage im Jahre 1972 zu den Sitzungsberichten 
des XXL Vorarlberger Landtages

Regierungsvorlage Beilage 10

Gesetz
über die Raumplanung (Raumplanungsgesetz — RPG.)

Der Vorarlberger Landtag hat beschlossen:

I. Hauptstück
Allgem eine Bestimmungen

§ 1
Allgemeines

(1) Die Raumplanung ist nach den Bestim­
mungen dieses Gesetzes durchzuführen.

(2) Raumplanung im Sinne dieses Gesetzes 
ist die planmäßige und vorausschauende Ge­
samtgestaltung eines bestimmten Gebietes, 
insbesondere in bezug auf seine Bebauung für 
Wohn- und Wirtschaftszwecke und eine mög­
lichst zweckentsprechende räumliche V erte i­
lung von Anlagen und Einrichtungen einerseits 
und auf die Erhaltung von im wesentlichen 
unbebauten Flächen andererseits.

(3) Dieses Gesetz gilt nicht für Angelegen­
heiten, in denen die Gesetzgebung oder Voll­
ziehung Bundessache ist.

§ 2
Raumplanungsziele

(1) Die Ziele der Raumplanung bestehen 
darin, den Raum vor Gefahren zu schützen und 
seine bestmögliche Nutzung im Interesse einer 
geordneten Entwicklung des Landes unter Be- 
dachtnahme auf seine natürlichen und ge­
schichtlich gewordenen Verhältnisse, die v o r­
aussehbaren kulturellen, wirtschaftlichen und 
sozialen Bedürfnisse der Bevölkerung sowie 
die freie Entfaltung der Persönlichkeit in der 
Gemeinschaft und die W ürde des Menschen zu 
ermöglichen.

(2) Im einzelnen hat sich die Raumplanung 
insbesondere nach folgenden Zielen zu rich­
ten:
a) Gewährleistung der räumlichen V orausset­

zungen für die Sicherheit der Bevölkerung 
gegenüber N aturgew alten  und für die Be­
rücksichtigung der Interessen der Landes­
verteidigung und der öffentlichen Sicher­
heit;

b) Schutz der Umwelt, insbesondere durch 
möglichste Schonung der Landschaft und 
des Naturhaushaltes vor nachteiligen V er­
änderungen sowie durch Erhaltung und 
Pflege des Landschaf ts- und Ortsbildes;

c) Sicherung und Entwicklung der räumlichen 
Voraussetzungen für eine leistungsfähige 
Land- und Forstwirtschaft;

d) Erhaltung und Entwicklung geeigneter Er
holungs- und Fremdenverkehrsgebiete;

e) Vorsorge für die Möglichkeit der Schaffung 
eines ausreichenden Verkehrs-, Nachrich­
ten- und Versorgungsnetzes;

f) Vorsorge für geeignete Standortbereiche 
für Betriebe des Handels, des Gewerbes, 
der Industrie und der Energieversorgung 
unter Bedachtnahme auf die wirtschaftliche 
Entwicklung und das Interesse an der 
Schaffung der räumlichen Voraussetzungen 
für gesunde Lebens-, Wohn- und Arbeits­
bedingungen;

g) räumliche Vorsorge für die erforderlichen 
Ausbildungsstätten, insbesondere Schulen, 
sowie für kulturelle und sportliche Einrich­
tungen;

h) räumliche Vorsorge für Einrichtungen zur 
Erhaltung der Gesundheit der Bevölkerung 
und für die Betreuung von kranken, behin­
derten und betagten  Menschen.
(3) Bei einander entgegengesetzten In ter­

essen ist die Raumplanung nach gegenseitiger 
Abwägung dieser Interessen unter Berück­
sichtigung der im Abs. 1 genannten Ziele so 
durchzuführen, daß sie dem Gesamtwohl der 
Bevölkerung am besten entspricht.

(4) Bei Planungen auf Grund dieses Geset­
zes ist darauf Bedacht zu nehmen, daß Sied­
lungseinheiten auf eine in der Natur möglichst 
gut erkennbare W eise voneinander getrennt 
bleiben. Sofern die Möglichkeit einer Ände­
rung von Gemeindegrenzen oder von Be­
standsänderungen mit großer Wahrscheinlich­
keit ausgeschlosssen werden kann, gilt dies 
insbesondere auch für Gemeinden.

§ 3
Verhältnis zu Planungen des Bundes, 

anderer Länder und des Auslandes

(1) Durch Gesetz, V erordnung oder Be­
scheid festgelegte Planungen des Bundes sind 
im Sinne des § 6 Abs. 4 und des § 11 Abs. 3 zu 
berücksichtigen. Andere Planungen des Bun-
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des sind in diesem Sinne nur zu berücksichti­
gen, soweit darüber eine Vereinbarung oder 
Gegenseitigkeit besteht. Mangels einer V er­
einbarung oder Gegenseitigkeit sind solche 
Planungen zu berücksichtigen, soweit dies 
ohne Beeinträchtigung eigener Interessen 
möglich ist.

(2) W enn durch Planungen auf Grund die­
ses Gesetzes Planungen oder sonstige In ter­
essen eines anderen Landes berührt werden, 
ist nach Möglichkeit eine V ereinbarung gemäß 
Art. 107 B.-VG. abzuschließen. Die danach 
festgelegten Verpflichtungen des Landes sind 
in einem Landesraumplan in Kraft zu set­
zen. W enn eine solche Vereinbarung nicht 
möglich ist, sind bei Planungen auf Grund 
dieses Gesetzes die Planungen des anderen 
Landes zu berücksichtigen, soweit dies ohne 
Beeinträchtigung eigener Interessen möglich 
ist.

(3) Bei Planungen auf Grund dieses Ge­
setzes sind Planungen des benachbarten A us­
landes zu berücksichtigen, soweit darüber eine 
Vereinbarung oder Gegenseitigkeit besteht 
oder soweit dies ohne Beeinträchtigung eige­
ner Interessen möglich ist.

§ 4
Raumplanungsbeirat

(1) Beim Amt der Landesregierung besteht 
ein Raumplanungsbeirat, der  die Landesregie­
rung bei Besorgung der ihr nach diesem Ge­
setz obliegenden Aufgaben zu beraten  hat. Der 
Raumplanungsbeirat ist insbesondere vor der 
Erlassung von Landesraumplänen (§ 6) zu hö­
ren.

(2) Dem Raumplanungsbeirat gehören an
a) das mit den Angelegenheiten der Raumpla­

nung des Landes betraute  Mitglied der 
Landesregierung als Vorsitzender;

b) je ein von der Kammer der gewerblichen 
Wirtschaft für Vorarlberg, der Kammer für 
Arbeiter und Angestellte für Vorarlberg 
und der Landwirtschaftskammer für V or­
arlberg bestellter Vertreter;

c) vier von einer von der Mehrzahl der V or­
arlberger Gemeinden gebildeten Vereini­
gung bestellte Vertre ter  aus dem Kreis der 
Bürgermeister oder G emeindevorstands­
mitglieder, wobei aus jedem politischen 
Bezirk je ein Mitglied zu entsenden ist;

d) fünf von der Landesregierung zu bestel­
lende Mitglieder, die auf den für die Raum­
planung bedeutsamen Fachgebieten beson­
ders befähigt sind.
(3) Der Vorsitzende ha t  im V erhinderungs­

fälle ein anderes Mitglied der Landesregie­

rung oder einen Beamten mit seiner V ertre ­
tung zu beauftragen. Für jedes weitere M it­
glied ist in gleicher W eise ein Ersatzmitglied 
zu bestellen, welches das Mitglied im V erhin­
derungsfall zu vertre ten  hat.

(4) Die Mitglieder (Ersatzmitglieder) sind 
auf die jeweilige Funktionsdauer der Landes­
regierung zu bestellen. Vor Ablauf dieser Zeit 
erlischt die Funktion durch Verzicht, Tod oder 
Abberufung. Die Landesregierung hat ein M it­
glied (Ersatzmitglied) abzuberufen, wenn die 
Voraussetzungen für die Bestellung weggefal­
len sind.

(5) Der Vorsitzende hat den Sitzungen 
erforderlichenfalls Sachverständige und A us
kunftspersonen beizuziehen.

(6) Der Raumplanungsbeirat ist vom V or­
sitzenden mindestens einmal jährlich und im 
übrigen nach Bedarf einzuberufen. Eine Sit­
zung ist auch einzuberufen, wenn dies drei 
Mitglieder unter gleichzeitiger Angabe des 
Grundes verlangen.

(7) Der Raumplanungsbeirat ist beschluß­
fähig, wenn die Einladung ordnungsgemäß 
erfolgt und mindestens die Hälfte der M it­
glieder anwesend ist. Zu einem Beschluß ist 
die einfache Mehrheit der Stimmen erforder­
lich. Der Vorsitzende und die nach Abs. 5 bei­
gezogenen Personen sind nicht stimmberech­
tigt.

(8) Die Landesregierung hat durch V erord­
nung eine Geschäftsordnung zu erlassen, die 
insbesondere nähere Bestimmungen über die 
Einberufung der Sitzungen, die Abstimmung, 
die Geschäftsbehandlung sowie über die Ent­
schädigung der  Mitglieder (Ersatzmitglieder) 
für Zeitversäumnis und Fahrtkosten zu en t­
halten hat.

§ 5
Grundlagenforschung und Auskunftspflicht

(1) Das Land als Träger von Privatrechten 
ist verpflichtet, die Grundlagen für die übe r­
örtliche Raumplanung zu erforschen sowie alle 
für die Raumplanung bedeutsamen Unter­
lagen zu sammeln und auf dem neuesten Stand 
zu halten. Die Ergebnisse sind denjenigen, die 
ein berechtigtes Interesse glaubhaft machen 
können, soweit zur Verfügung zu stellen, als 
sie nicht der Amtsverschwiegenheit unterlie­
gen.

(2) Jederm ann ist verpflichtet, den Dienst­
stellen des Landes und der Gemeinden auf 
Verlangen über alle Umstände Auskunft zu 
geben, die für eine bestimmte Maßnahme der 
Raumplanung von Bedeutung sind oder w er­
den können. Diese Verpflichtung besteht nicht,
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soweit dadurch Amts-, Geschäfts- oder Be­
triebsgeheimnisse verletzt würden.

II. Hauptstück
Raumplanung durch das Land

§ 6
Landesraumpläne

(1) Die Landesregierung hat durch V erord­
nung Landesraumpläne zu erlassen. Diese h a ­
ben die angestrebten Ziele der Raumplanung 
(§ 2) im einzelnen festzulegen und die zu ihrer 
Erreichung erforderlichen Maßnahmen vorzu­
sehen.

(2) Landesraumpläne können für das ge­
samte Landesgebiet, für einzelne Landesteile 
oder für bestimmte Sachbereiche der Raum­
planung aufgestellt werden.

(3) Zum Landesgebiet im Sinne des Abs. 2 
gehört auch der Bodensee, soweit dort H o­
heitsrechte des Landes ausgeübt werden kön­
nen.

(4) Landesraumpläne dürfen Planungen des 
Bundes, die durch Gesetz, V erordnung oder 
Bescheid festgelegt sind, nicht widersprechen. 
Solche Planungen sind in Landesraumplänen 
ersichtlich zu machen.

(5) Der Entwurf eines Landesraumplanes 
ist jenen Gemeinden und sonstigen öffentlichen 
Stellen sowie allenfalls für einzelne Landes­
teile bestehenden Raumplanungsgemeinschaf­
ten, deren Interessen durch die Planung w e­
sentlich berührt werden, unter Einräumung 
einer angemessenen Frist zur Stellungnahme 
zu übermitteln.

§ 7
Wirkung eines Landesraumplanes

(1) Verordnungen und Bescheide, die in 
Vollziehung von Landesgesetzen erlassen w er­
den, dürfen, soweit sich auf Grund des betref­
fenden Landesgesetzes nichts anderes ergibt, 
einem Landesraumplan nicht widersprechen.

(2) Entgegen den Bestimmungen des Abs. 1 
erlassene Bescheide sind mit Nichtigkeit be ­
droht.

(3) Körperschaften des öffentlichen Rechts 
und von solchen verw alte te  Stiftungen, Fonds 
und A nstalten  dürfen als Träger von Privat­
rechten — unbeschadet anderer gesetzlicher 
Vorschriften — raumwirksame Maßnahmen 
nur im Einklang mit den im § 2 genannten 
Zielen und unter Bedachtnahme auf beste­
hende Landesraumpläne treffen.

§ 8
Änderung eines Landesraumplanes

(1) Ein Landesraumplan darf nur geändert 
werden
a) bei Änderung der m aßgebenden Rechtslage

oder
b) bei wesentlicher Änderung der für die

Raumplanung bedeutsamen Verhältnisse.
(2) Die Bestimmung des § 6 Abs. 4 gilt 

sinngemäß.

§ 9
Bausperre

(1) Die Landesregierung hat durch V erord­
nung für ein bestimmtes Gebiet eine Bau­
sperre zu erlassen, wenn dies zur Erlassung 
oder Änderung eines Landesraumplanes erfor­
derlich ist. Vor Erlassung einer solchen V er­
ordnung sind die von der Bausperre betroffe­
nen Gemeinden zu hören.

(2) Eine Bausperre hat die Wirkung, daß 
Baubewilligungen nach dem Baugesetz und 
Bewilligungen zur Teilung von Grundstücken 
nach § 31 nur mit Genehmigung der Landes­
regierung erteilt werden dürfen. Die Landes­
regierung hat die Genehmigung zu erteilen, 
wenn das geplante V orhaben den Zweck der 
Bausperre nicht beeinträchtigt.

(3) Eine Bausperre ist aufzuheben, sobald 
der Grund für ihre Erlassung weggefallen ist. 
Eine Bausperre tritt, wenn sie nicht früher 
aufgehoben wird, drei Jahre  nach ihrer Erlas­
sung außer Kraft. Sie kann vor Ablauf dieser 
Frist einmal auf die Höchstdauer von zwei 
Jahren  verlängert werden, wenn der Grund 
für ihre Erlassung weiterhin besteht.

§ 10
Benützung fremder Grundstücke

(1) Die von der Landesregierung ermäch­
tigten Personen sind berechtigt, zur Vorbere i­
tung und Erlassung oder Änderung eines 
Landesraumplanes fremde Grundstücke und 
Bauwerke zu betreten  und, sofern es die Be­
wirtschaftungsverhältnisse erlauben, Grund­
stücke zu befahren sowie die erforderlichen 
Vermessungen und sonstigen Arbeiten durch­
zuführen und alle hiefür notwendigen Zeichen 
anzubringen.

(2) Mindestens eine Woche vor der Durch­
führung von Arbeiten gemäß Abs. 1 sind die 
betroffenen Grundeigentümer oder N utzungs­
berechtigten zu verständigen. Diese V erstän­
digung kann auch durch ortsübliche Kund­
machung in der Gemeinde (Amtstafel, Ge­
meindeblatt) erfolgen.
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(3) Nach Beendigung von Arbeiten gemäß 
Abs. 1 ist der frühere Zustand wieder herzu­
stellen. Für vermögensrechtliche Nachteile, die 
auf diese W eise nicht abgewendet werden 
können, ist der Eigentümer angemessen zu 
entschädigen. Kommt eine Einigung über die 
Entschädigung nicht zustande, so kann jede 
der Parteien deren Festsetzung durch das Ge­
richt beantragen. Hiefür gelten sinngemäß die 
§§ 46 und 47 des Straßengesetzes.

III. Hauptstück
Raumplanung durch die Gemeinden

1. Abschnitt 
Flächenwidmungsplan

§ 11
Allgem eines

(1) Die G em eindevertretung hat durch V er­
ordnung einen Flächenwidmungsplan zu e r ­
lassen, durch den das Gemeindegebiet den 
erforderlichen Zwecken gewidmet wird.

(2) Im Flächenwidmungsplan können fol­
gende W idmungen festgeleg.t werden: Bauflä­
chen (§ 12), Freiflächen (§ 13), Verkehrsflä- 
chen (§ 14) und Vorbehaltsflächen (§ 15). A n­
dere W idmungen sind unzulässig.

(3) Der Flächenwidmungsplan darf Planun­
gen des Landes und des Bundes, die durch 
Gesetz, Verordnung oder Bescheid festgelegt 
sind, nicht widersprechen. Solche Planungen 
sind im Flächenwidmungsplan ersichtlich zu 
machen.

(4) Im Flächenwidmungsplan sind Planun­
gen und für die Raumplanung bedeutsame 
Verhältnisse einer anderen Gemeinde, die 
durch den Flächenwidmungsplan berührt w er­
den, zu berücksichtigen, soweit darüber eine 
Vereinbarung oder Gegenseitigkeit besteht 
oder soweit dies ohne Beeinträchtigung eige­
ner Interessen möglich ist.

(5) Die Form der Flächenwidmungspläne, 
insbesondere die Maßstäbe der zeichnerischen 
Darstellungen und die Verwendung bestimm­
ter Planzeichen, hat die Landesregierung 
durch Verordnung zu regeln.

§ 12
Bauflächen

(1) Als Bauflächen dürfen nur bereits be­
baute Flächen und Flächen festgelegt werden, 
die sich auf Grund der natürlichen V erhält­
nisse für die Bebauung eignen und in abseh­
barer Zeit, längstens aber innert 15 Jahren  
als Bauflächen benötigt werden und innerhalb 
dieser Frist erschlossen werden können. Flä­
chen, die sich wegen der natürlichen V er­

hältnisse (Grundwasserstand, Bodenbeschaf­
fenheit, Hochwassergefahr, Lawinengefahr, 
Rutschgefahr, Steinschlag u. dgl.) für eine 
zweckmäßige Bebauung nicht eignen oder de­
ren Erschließung unwirtschaftliche Aufwen­
dungen, insbesondere für die W asserversor­
gung, Abwasserbeseitigung, Energieversor­
gung oder Verkehrsverbindungen, erforder­
lich machen würde, oder Flächen, deren Be­
bauung für die Einwohner besondere w irt­
schaftliche Schwierigkeiten zur Folge haben 
würde oder die aus Gründen des Landschaft­
bildes von einer Bebauung freizuhalten sind, 
dürfen nicht als Bauflächen gewidmet werden.

(2) Als Abwasserbeseitigung im Sinne des 
Abs. 1 gilt der Anschluß der Bauflächen an 
eine öffentliche Kanalisation.

(3) Als Bauflächen sind nach Erfordernis 
und Zweckmäßigkeit gesondert festzulegen: 
Kerngebiete, Wohngebiete, Mischgebiete, Be­
triebsgebiete, Ferienwohngebiete.

(4) Kerngebiete sind Gebiete, die vornehm ­
lich für Verwaltungsgebäude und Gebäude 
für Dienstleistungen, Bildungs- sowie son­
stige kulturelle und soziale Einrichtungen be­
stimmt sind. In Kerngebieten ist auch die Er­
richtung von W ohnungen zulässig.

(5) W ohngebiete sind Gebiete, die für 
W ohngebäude bestimmt sind. Andere Bau­
werke und sonstige Anlagen dürfen in W oh n ­
gebieten nur errichtet werden, wenn sie für 
die kulturellen, wirtschaftlichen oder sozialen 
Bedürfnisse der Einwohner notwendig sind 
und ihre ordnungsgemäße Benützung keine 
Gefahren oder Belästigungen für die Einwoh­
ner mit sich bringt. Unter den gleichen V or­
aussetzungen dürfen in W ohngebieten dem 
Fremdenverkehr dienende Gebäude und A n­
lagen errichtet werden.

(6) Mischgebiete sind Gebiete, in denen 
Gebäude und Anlagen, die in Kern- und 
W ohngebieten  zulässig sind, und nicht stö­
rende Klein- und Mittelbetriebe errichtet w e r­
den dürfen. In Mischgebieten können auch 
Zonen festgelegt werden, in denen Gebäude 
und Anlagen für land- und forstwirtschaft­
liche Zwecke errichtet werden dürfen.

(7) Betriebsgebiete sind Gebiete, in denen 
nur gewerbliche und industrielle Betriebs­
anlagen errichtet w erden dürfen. In Betriebs­
gebieten ist auch die Errichtung von Personal­
unterkünften und betriebsnotwendigen W oh­
nungen für das Aufsichts- und W artungsperso­
nal sowie von Gebäuden und Anlagen zuläs­
sig, die der Versorgung und den sozialen Be­
dürfnissen der in solchen Gebieten arbeiten­
den Bevölkerung dienen. Betriebsgebiete kön­
nen nach der zulässigen Art der Betriebe und
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nach dem zulässigen Maß an Störwirkungen 
in Zonen unterteilt  werden.

(8) Ferienwohngebiete sind Gebiete, die 
ausschließlich für Gebäude zur Deckung eines 
nur zeitweiligen W ohnbedarfes bestimmt sind, 
z. B. während der Ferien oder des W ochen­
endes.

§ 13
Freiflächen

(1) Als Freiflächen sind alle Flächen zu 
widmen, die nicht als Bauflächen, V erkehrs­
flächen oder Vorbehaltsflächen gewidmet w er­
den. Auf Freiflächen dürfen nur Gebäude und 
Anlagen für land- und forstwirtschaftliche 
Zwecke einschließlich der dazugehörenden 
W ohnräum e und W ohngebäude sowie der 
Zweckwidmung einer Sonderfläche en tspre­
chende Gebäude und Anlagen errichtet w e r­
den.

(2) Als Sonderflächen können Freiflächen 
festgelegt werden, auf denen Gebäude und 
Anlagen errichtet w erden dürfen, die ihrer 
Zweckwidmung nach an einen bestimmten 
Standort gebunden sind, wie z. B. Flächen für 
Kleingärten, gewerbliche Gärtnereien, Erho- 
lungs-, Kur-, Sport- und Spielanlagen, Cam­
pingplätze, Ausflugsgasthöfe, Schutzhütten, 
Steinbrüche, Schottergruben, Schießstätten, 
Sprengstofflager, Kläranlagen und Abfallbesei­
tigungsanlagen.

(3) Freiflächen, die voraussichtlich zu ei­
nem späteren als im § 12 Abs. 1 bestimmten 
Zeitpunkt als Bauflächen benötigt werden, 
können als Bauerwartungsflächen festgelegt 
werden. Die nach Abs. 1 zulässige Nutzung 
wird dadurch nicht berührt.

§ 14
Verkehrsflächen

(1) Als Verkehrsflächen sind jene Ge­
meindestraßen einschließlich der dazugehöri­
gen Anlagen zu widmen, die dem Durchgangs­
verkehr und der großräumigen Erschließung 
des Gemeindegebietes dienen.

(2) Neben den im § 11 Abs. 3 genannten 
Planungen sind im Flächenwidmungsplan die 
Landesstraßen und Bundesstraßen ersichtlich 
zu machen.

§ 15
Vorbehaltsflächen

(1) Als Vorbehaltsflächen sind jene Flächen 
festzulegen, die für Zwecke des Gemeinbedar­
fes, wie für Amtsgebäude, Krankenanstalten, 
Schulen und Kindergärten, Kirchen, Friedhöfe, 
Erholungs-, Kur-, Sport- und Spielzwecke, Ga­

ragen und Abstellplätze sowie Ablagerungs­
plätze, benötigt werden.

(2) Nach Inkrafttreten des Flächenwid­
mungsplanes kann der Eigentümer von Grund­
stücken, die für Zwecke des Gemeinbedarfes 
gewidmet wurden, von der Gemeinde v e r ­
langen, daß sie das Grundstück erwirbt. W ird 
ein solcher Antrag gestellt, so ist innerhalb 
von drei Jahren  entweder das Grundstück 
zu erwerben oder eine andere W idmung fest­
zulegen.

(3) Kommt innert der im Abs. 2 bestimm­
ten Frist über den Preis keine Einigung zu­
stande, so kann jede der Parteien dessen 
Festsetzung durch das Gericht beantragen. 
Hiefür gelten sinngemäß die §§ 46 und 47 des 
Straßengesetzes. Für die Bewertung ist der 
Zeitpunkt des Antrages nach Abs. 2 maßge­
bend.

§ 16
Verfahren

(1) Der von der Gemeindevertretung be ­
schlossene Entwurf des Flächenwidmungspla­
nes ist während zwei M onaten im Gemeinde­
amt zur allgemeinen Einsicht aufzulegen. Die 
Auflage ist ortsüblich kundzumachen.

(2) Von der Auflage nach Abs. 1 sind das 
Amt der Landesregierung, das Militärkom­
mando für Vorarlberg, die Agrarbezirks­
behörde, die zuständige Bergbehörde, das 
Landesstraßenbauamt, das Landeswasser­
bauamt, alle angrenzenden Gemeinden und 
sonstigen öffentlichen Dienststellen, deren Be­
lange durch den Flächenwidmungsplan w e­
sentlich berührt werden, zu verständigen.

(3) W ährend der Auflagefrist kann  jeder 
Gemeindeeinwohner oder Eigentümer von 
Grundstücken, auf die sich der Flächenwid­
mungsplan bezieht, zum Entwurf schriftlich 
Änderungsvorschläge erstatten. Darauf ist in 
der Kundmachung nach Abs. 1 hinzuweisen. 
Eingelangte Änderungsvorschläge und Ä uße­
rungen der im Abs. 2 genannten Stellen sind 
der Gemeindevertretung vor der Beschluß­
fassung über den Flächenwidmungsplan zur 
Kenntnis zu bringen.

(4) Der Flächenwidmungsplan bedarf zu 
seiner W irksam keit der Genehmigung der 
Landesregierung. Die Landesregierung hat die 
Genehmigung durch Bescheid zu versagen, 
wenn der Flächenwidmungsplan
a) den im § 2 genannten Zielen oder einem 

Landesraumplan widerspricht oder sonst 
rechtswidrig ist,

b) überörtliche Interessen, insbesondere sol­
che des Schutzes des Landschafts- und 
Ortsbildes verletzt oder
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cj einen finanziellen Aufwand zur Folge hätte, 
durch den die Erfüllung der gesetzlichen 
oder vertraglichen Verpflichtungen der 
Gemeinde gefährdet würde.
(5) W enn keine Versagungsgründe gemäß 

Abs. 4 vorliegen, ist der Flächenwidmungs­
plan durch Bescheid zu genehmigen.

(6) Jederm ann hat das Recht, im Gemeinde­
amt während der hiefür bestimmten Amts­
stunden in den rechtswirksamen Flächenwid­
mungsplan Einsicht zu nehmen.

§ 17
Wirkung

(1) Bescheide auf Grund von Landesgeset­
zen dürfen, soweit sich auf Grund des betref­
fenden Landesgesetzes nichts anderes ergibt, 
dem Flächenwidmungsplan nicht w iderspre­
chen.

(2) Entgegen der Bestimmung des Abs. 1 
erlassene Bescheide sind mit Nichtigkeit be­
droht.

(3) Körperschaften des öffentlichen Rechts 
und von solchen verwaltete Stiftungen, Fonds 
und Anstalten dürfen als Träger von Privat­
rechten — unbeschadet anderer gesetzlicher 
Vorschriften — raumwirksame Maßnahmen 
nur im Einklang mit den im § 2 genannten 
Zielen und unter Bedachtnahme auf den Flä­
chenwidmungsplan treffen.

§ 18
Änderung

(1) Der Flächenwidmungsplan darf nur aus 
wichtigen Gründen geändert werden. Er ist 
zu ändern
a) bei Änderung der maßgebenden Rechts­

lage oder
b) bei wesentlicher Änderung der für die 

Raumplanung bedeutsamen Verhältnisse.
(2) Für das Verfahren bei Ä nderungen des 

Flächenwidmungsplanes gelten — ausgenom­
men im Falle des § 15 Abs. 2 — die Vorschrif­
ten des § 16 sinngemäß. Eine Planauflage (§ 16 
Abs. 1 und 2) ist jedoch nicht erforderlich, 
wenn die von der Änderung betroffenen Betei­
ligten (§ 16 Abs. 2 und 3) vor der Beschluß­
fassung gehört werden.

§ 19
Regelmäßige Überprüfung

(1) Der Bürgermeister hat spätestens alle 
acht Jahre  die Gemeindeeinwohner einzula­
den, allfällige A nregungen zur Änderung des

Flächenwidmungsplanes vorzubringen. Dies ist 
während zwei Monaten öffentlich kundzum a­
chen. Anregungen sind innerhalb der Kund­
machungsfrist schriftlich beim Gemeindeamt 
vorzubringen.

(2) Nach Ablauf der Kundmachungsfrist hat 
die Gemeindevertretung zu prüfen, ob die 
Voraussetzungen für eine Änderung des Flä­
chenwidmungsplanes gemäß § 18 Abs. 1 gege­
ben sind. Falls dies zutrifft, sind die erforder­
lichen Maßnahmen zur Änderung des Flächen­
widmungsplanes zu treffen.

§ 20
Bausperre

(1) Die Gemeindevertretung hat durch V er­
ordnung für ein bestimmtes Gebiet eine Bau­
sperre zu erlassen, wenn dies zur Erlassung 
oder Änderung des Flächenwidmungsplanes 
erforderlich ist.

(2) Eine Bausperre hat die Wirkung, daß 
Baubewilligungen nach dem Baugesetz und 
Bewilligungen zur Teilung von Grundstücken 
nach § 31 nur zulässig sind, wenn das geplante 
Vorhaben den Zweck der Bausperre nicht be­
einträchtigt.

(3) Eine Bausperre ist aufzuheben, sobald 
der Grund für ihre Erlassung weggefallen ist. 
Eine Bausperre tritt, wenn sie nicht früher 
aufgehoben wird, drei Jahre  nach ihrer Erlas­
sung außer Kraft. Sie kann vor Ablauf dieser 
Frist einmal auf die H öchstdauer von zwei 
Jahren  verlängert werden, wenn der Grund 
für ihre Erlassung weiterhin besteht.

§ 21
Benützung fremder Grundstücke

(1) Die vom Bürgermeister ermächtigten 
Personen sind berechtigt, zur Vorbereitung 
und Erlassung oder Änderung des Flächen­
widmungsplanes fremde Grundstücke und Bau­
werke zu betreten  und, sofern es die Bewirt­
schaftungsverhältnisse erlauben, Grundstücke 
zu befahren sowie die erforderlichen V erm es­
sungen und sonstigen Arbeiten durchzuführen 
und alle hiefür notwendigen Zeichen anzu­
bringen.

(2) Die Bestimmungen des § 10 Abs. 2 und 3 
gelten sinngemäß.

§ 22
Entschädigung

(1) W enn durch die W irkung eines Flächen­
widmungsplanes die Bebauung eines im Sinne 
des § 12 Abs. 1 als Baufläche geeigneten 
Grundstückes verhindert wird und eine Wert-
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minderung dadurch entsteht, daß innerhalb 
von zehn Jahren  vor dem Zeitpunkt der Kund­
machung gemäß § 16 Abs. 1 bzw. der Anhö­
rung gemäß § 18 Abs. 2 im V ertrauen  darauf, 
daß nach der Rechtslage der Bebauung kein 
gesetzliches Hindernis entgegenstand, nach­
weisbar Geld- oder Sachleistungen aufgewen­
det worden sind, um das Grundstück baureif 
zu machen, hat die Gemeinde dem Betroffe­
nen auf Antrag  eine angemessene Entschädi­
gung zu leisten.

(2) W enn in einem Flächenwidmungsplan 
alle oder der überwiegende Teil der benach­
barten Grundstücke eines als Baufläche im 
Sinne des § 12 Abs. 1 geeigneten Grundstückes 
als Bauflächen festgelegt werden und dieses 
Grundstück nicht ebenfalls als Baufläche fest­
gelegt wird und dadurch eine W ertm inderung 
gegenüber seinem W ert  vor der Erlassung 
oder Ä nderung des Flächenwidmungsplanes 
entsteht, hat die Gemeinde dem Betroffenen 
auf A ntrag  eine angemessene Entschädigung 
zu leisten.

(3) Ein Antrag  auf Entschädigung gemäß 
Abs. 1 und 2 ist innert eines Jahres  nach dem 
Inkrafttreten des Flächenwidmungsplanes beim 
Gemeindeamt einzubringen.

(4) W enn über den Entschädigungsbetrag 
innerhalb von sechs M onaten nach Einlangen 
des Antrages keine Einigung zustande kommt, 
kann jede der Parteien die Festsetzung durch 
das Gericht beantragen. Hiefür gelten sinn­
gemäß die §§ 46 und 47 des Straßengesetzes.

(5) Die Entschädigung ist vom Eigentümer 
des Grundstückes an die Gemeinde zurück­
zuzahlen, sobald innerhalb eines Zeitraumes 
von zehn Jah ren  nach der Auszahlung durch 
eine Änderung des Flächenwidmungsplanes 
die Verhinderung  der Bebauung des Grund­
stückes wegfällt. Die Rückzahlung hat in j e ­
nem Ausmaß zu geschehen, das dem W ert  der 
seinerzeitigen Entschädigung entspricht. Falls 
über das Ausmaß der Entschädigung keine 
Einigung zustande kommt, gilt der Abs. 4 
sinngemäß.

2. Abschnitt 
Bebauungsplan

§ 23
Allgem eines

(1) Die Gem eindevertre tung hat durch V er­
ordnung einen Bebauungsplan zu erlassen, 
wenn es aus Gründen einer zweckmäßigen 
Bebauung erforderlich ist, insbesondere wenn
a) ein neues Gebiet bebaut oder ein schon

bebautes Gebiet neu gestaltet w erden  soll,

b) es aus Gründen des Landschafts- und O rts­
bildes notwendig ist,

c) ein Umlegungsverfahren (§ 33) durch­
geführt wird.

(2) Der Bebauungsplan darf einem Landes­
raumplan und dem Flächenwidmungsplan nicht 
widersprechen und hat insbesondere zu be­
rücksichtigen
a) die im § 2 genannten Ziele,
b) die örtlichen Verhältnisse,
c) das Landschafts- und Ortsbild,
d) die zweckmäßige räumliche V erteilung von 

Gebäuden und Anlagen,
e) die Vermeidung von Belästigungen durch 

Lärm, Geruch und dergleichen,
f) die Sicherung eines ausreichenden Maßes 

an Licht, Luft und Bewegungsmöglichkeit 
der Menschen,

g) die Interessen der Sicherheit und des V er­
kehrs.
(3) Soweit es nach Abs. 2 erforderlich ist, 

sind durch den Bebauungsplan insbesondere 
festzulegen
a) die Art der baulichen Nutzung (z. B. Wohn-, 

Geschäfts-, Betriebsgebäude),
b) das Maß der baulichen Nutzung (§ 27),
c) die Art der Bebauung (§ 28),
d) die Höhenlage (§ 2 lit. h Baugesetz),
e) die Baugrenze (§ 2 lit. b Baugesetz),
f) die Baulinie (§ 2 lit. d Baugesetz),
g) die Straßenlinie (§ 2 lit. k  Baugesetz) der 

Straßen, die nicht Landesstraßen oder Bun­
desstraßen sind,

h) andere als im § 6 des Baugesetzes vorge­
schriebene Abstandsflächen bzw. Abstände,

i) die Höhe der Bauwerke und allenfalls die 
Zahl der Geschosse,

j) die äußere Gestaltung der Bauwerke (z.B. 
Flucht- und Firstrichfung, Gliederung, Dach­
form und -eindeckung, Lauben, Baikone, 
Verputz, Farbe),

k) die Flächen, die im öffentlichen Interesse 
von jeder oder von einer bestimmten Be­
bauung freizuhalten sind (z. B. Umgebung 
von Denkmalen, landschaftlich und städte­
baulich wertvolle Ausblicke),

1) die Flächen für Gemeinschaftsanlagen (z.B. 
Kinder- und Jugendspielplätze, Ruhe- und 
Erholungsplätze, Garagen und Abstell­
plätze),

m) Zu- und Ausfahrten an Straßen, die nicht 
Landesstraßen oder Bundesstraßen sind,

n) Bestimmungen über Einfriedungen,
o) Bestimmungen über das Anpflanzen von 

Bäumen, Sträuchern und Rasen,
p) abzutragende Bauwerke.
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(4) Im Bebauungsplan müssen, soweit dies 
bekannt ist, ersichtlich gemacht werden
a) die Grundstücksgrenzen,
b) die Straßenlinie (§ 2 lit. k Baugesetz) der 

Landesstraßen und Bundesstraßen,
c) Zu- und Ausfahrten an Landesstraßen und 

Bundesstraßen,
d) die Lage der W asserversorgungs-, A bw as

serbeseitigungs- und Energieversorgungs­
anlagen, der Fernmeldeeinrichtungen und 
der Standplätze für Abfallbehälter.
(5) Die Bestimmung des § 11 Abs. 5 gilt 

sinngemäß für Bebauungspläne.

§ 24
Verfahren

(1) Der von der G em eindevertre tung be­
schlossene Entwurf eines Bebauungsplanes ist 
während zwei M onaten im Gemeindeamt zur 
allgemeinen Einsicht aufzulegen. Die Auflage 
ist ortsüblich kundzumachen.

(2) W ährend  der Auflagefrist kann jeder 
Gemeindeeinwohner oder Eigentümer von 
Grundstücken, auf die sich der Bebauungsplan 
bezieht, zum Entwurf schriftlich Änderungs­
vorschläge erstatten. Darauf ist in der Kund­
machung nach Abs. 1 hinzuweisen. Eingelangte 
Änderungsvorschläge sind der Gem eindever­
tre tung vor der Beschlußfassung über den Be­
bauungsplan zur Kenntnis zu bringen.

(3) Ein von der Gem eindevertre tung be­
schlossener Bebauungsplan ist vor dessen 
Kundmachung der Landesregierung vorzu­
legen. Ein Bebauungsplan bedarf zu seiner 
W irksam keit der Genehmigung der Landes­
regierung, wenn überörtliche Interessen in 
besonderem Maß berührt werden. Falls ein 
Bebauungsplan keiner Genehmigung bedarf, 
ist er der Gemeinde ohne unnötigen Aufschub 
zurückzugeben.

(4) Die Landesregierung hat die Genehmi­
gung zu versagen, wenn ein genehmigungs­
pflichtiger Bebauungsplan
a) den im § 2 genannten Zielen oder einem 

Landesraumplan widerspricht oder sonst 
rechtswidrig ist,

b) überörtliche Interessen, insbesondere sol­
che des Schutzes des Landschafts- und O rts­
bildes, verletzt.
(5) Ein genehmigungspflichtiger Bebauungs­

plan ist durch Bescheid zu genehmigen, wenn 
kein Versagungsgrund gemäß Abs. 4 vorliegt. 
W ird der Gemeinde nicht innerhalb von sechs 
M onaten nach Einlangen des Bebauungsplanes 
bei der Landesregierung ein V ersagungsbe­
scheid zugestellt, so gilt die Genehmigung der

Landesregierung mit Ablauf dieser Frist als 
erteilt.

(6) Jederm ann ha t  das Recht, im Gemeinde­
amt w ährend der hiefür bestimmten Amts
st unden in den rechtswirksamen Bebauungs­
plan Einsicht zu nehmen.

§ 25
Wirkung

(1) Bescheide auf Grund des Baugesetzes 
dürfen einem Bebauungsplan nicht w iderspre­
chen.

(2) Entgegen der Bestimmung des Abs. 1 
erlassene Bescheide sind mit Nichtigkeit be­
droht.

§ 26
Änderung

(1) Der Bebauungsplan darf nur aus wich­
tigen Gründen geändert werden. Er ist zu 
ändern
a) bei Änderung der maßgebenden Rechtslage 

oder
b) bei wesentlicher Änderung der für eine 

zweckmäßige Bebauung bedeutsamen V er­
hältnisse.
(2) Für das Verfahren bei Ä nderungen 

eines Bebauungsplanes gelten die Vorschrif­
ten des § 24 sinngemäß. Eine Planauflage ist 
jedoch nicht erforderlich, wenn die Eigen­
tümer der von der Änderung betroffenen 
Grundstücke vor der Beschlußfassung gehört 
werden.

§ 27
Maß der baulichen Nutzung

(1) Die Gemeindevertretung kann  auch, 
ohne daß ein Bebauungsplan erlassen wird, 
durch Verordnung für das ganze Gemeinde­
gebiet oder für Teile desselben das Maß der 
baulichen Nutzung fest legen.

(2) Das Maß der baulichen Nutzung kann 
insbesondere durch folgende Bemessungszah­
len festgelegt werden:
a) die Zahl, die das Verhältnis der zulässigen 

bebauten Fläche zur Fläche des Baugrund­
stückes angibt,

b) die Zahl, die das Verhältnis der zulässigen 
Geschoßflächen zur Fläche des Baugrund­
stückes angibt,

c) die Zahl, die das Verhältnis des zulässigen 
um bauten Raumes zur Fläche des Bau­
grundstückes angibt,

d) die Zahl der oberirdischen Geschosse.
(3) Die Landesregierung ha t durch V erord­

nung nähere  Vorschriften über die Art und
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Weise der Anwendung der Bemessungszahlen 
nach Abs. 2 zu erlassen, insbesondere über die 
anrechenbaren Flächen des Baugrundstückes 
und die Berechnung der bebauten Flächen, der 
Geschoßflächen und des um bauten Raumes.

(4) Die Landesregierung hat durch V erord­
nung das Maß der baulichen Nutzung durch 
Höchst- oder M indestwerte festzulegen, wenn 
dies aus städtebaulichen, siedlungs- oder v e r­
kehrstechnischen Interessen oder aus Gründen 
des Landschafts- und Ortsbildes erforderlich 
ist. Diese Höchst- oder Mindestwerte sind auch 
dann einzuhalten, wenn eine Verordnung nach 
Abs. 1 oder ein Bebauungsplan nicht besteht.

§ 28
Arten der Bebauung

(1) Die G em eindevertretung kann auch, 
ohne daß ein Bebauungsplan erlassen wird, 
durch V erordnung für das ganze Gemeinde­
gebiet oder für Teile desselben die Art der 
Bebauung festlegen.

(2) Als A rten  der Bebauung können ins­
besondere festgelegt werden
a) offene Bebauung, wenn die Gebäude all­

seits freistehend zu errichten sind,
b) halboffene Bebauung, wenn die Gebäude 

einseitig an der Nachbargrenze aneinander 
gebaut und sonst freistehend zu errichten 
sind,

c) geschlossene Bebauung, wenn die Gebäude 
in geschlossener Reihe beidseitig an der 
Nachbargrenze aneinander gebaut zu e r ­
richten sind.

§ 29
Bausperre

(1) Die Gemeindevertretung hat durch V er­
ordnung für ein bestimmtes Gebiet eine Bau­
sperre zu erlassen, wenn dies zur Aufstellung 
oder Änderung eines Bebauungsplanes oder 
von Verordnungen auf Grund der §§ 27 und 28 
erforderlich ist.

(2) Die Bestimmungen des § 20 Abs. 2 und 
8 gelten sinngemäß.

§ 30
Benützung fremder Grundstücke

(1) Die vom Bürgermeister ermächtigten 
Personen sind berechtigt, zur Vorbereitung 
und Erlassung oder Änderung eines Be­
bauungsplanes oder von Verordnungen auf 
Grund der §§ 27 und 28 fremde Grundstücke 
und Bauwerke zu betreten und, sofern es die 
Bewirtschaftungsverhältnisse erlauben, Grund­
stücke zu befahren sowie die erforderlichen

Vermessungen und sonstigen Arbeiten durch­
zuführen und alle hiefür notwendigen Zeichen 
anzubringen.

(2) Die Bestimmungen des § 10 Abs. 2 und 
3 gelten sinngemäß.

IV. Hauptstück 
Teilung von Grundstücken

§ 31
Bewilligung

(1) Grundstücke dürfen nur mit Bewilli­
gung des Gemeindevorstandes geteilt werden.

(2) Die Bewilligung ist zu versagen, wenn 
die Teilung
a) dem Flächenwidmungsplan, einem Be­

bauungsplan oder den im § 2 genannten 
Zielen nicht entspricht,

b) die Schaffung von nach Form und Größe 
zweckmäßig gestalteten Baugrundstücken 
verhindert oder wesentlich erschwert,

c) das Grundstück ohne triftigen wirtschaft­
lichen Grund zerstückelt,

d) für bestehende Gebäude einen den bau ­
rechtlichen Vorschriften widersprechenden 
Zustand herbeiführt.
(3) Falls keine Versagungsgründe gemäß 

Abs. 2 vorliegen, ist die Bewilligung zu ertei­
len.

(4) Teilungen von Grundstücken, die von 
der Vermessungsbehörde nach den §§ 13 oder 
16 des Liegenschaftsteilungsgesetzes, BGBl. 
Nr. 3/1930, in der Fassung BGBL Nr. 166/1961, 
beurkundet werden, sowie Teilungen im Zuge 
eines Agrarverfahrens bedürfen keiner Be­
willigung.

§ 32
Verfahren

(1) Dem Antrag auf Bewilligung ist ein 
Plan im Sinne des Liegenschaftsteilungsgeset­
zes oder eine zeichnerische Darstellung der 
beabsichtigten Teilung im Maßstab der Kata
stralmappe anzuschließen.

(2) Vor Erteilung einer Bewilligung zur 
Teilung von land- oder forstwirtschaftlichen 
Grundstücken im Sinne des § 1 des Grund­
verkehrsgesetzes ist eine Äußerung der 
Grundverkehrs-Ortskommission ( §11 Grund­
verkehrsgesetz) einzuholen, Dies gilt nicht, 
wenn solche Grundstücke im Flächenwid­
mungsplan nicht als Freiflächen gewidmet 
sind, W ird die Teilung trotz einer ablehnen­
den Äußerung der Grundverkehrs-Ortskom­
mission bewilligt, so ist dieser der Bescheid
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zuzustellen. Gegen diesen Bescheid kann die 
Grundverkehrs-Ortskommission Berufung er­
heben.

(3) W enn dem Antrag auf Bewilligung 
stattgegeben wird, ist vom Bürgermeister auf 
dem zur Verbücherung bestimmten Plan ein 
Vermerk über die Bewilligung anzubringen.

(4) Die Bewilligung tritt außer Kraft, wenn 
die Teilung des Grundstückes nicht innerhalb 
von drei Jahren  nach Rechtskraft des Beschei­
des grundbücherlich durchgeführt wird.

(5) Teilungen von Grundstücken, die ohne 
die vorgeschriebene Bewilligung grundbücher­
lich durchgeführt werden, sind vom Bürger­
meister als nichtig zu erklären. Solche Ein­
tragungen im Grundbuch hat das Grundbuch­
gericht auf Grund der Mitteilung des rechts­
kräftigen Bescheides über die Nichtigerklärung 
von Amts wegen zu löschen. Dies gilt nicht, 
wenn seit der Eintragung drei Jahre  vers tr i­
chen sind.

V. Hauptstück

Umlegung und Grenzänderung von 
Grundstücken

1. Abschnitt
Umlegung von Grundstücken

§ 33
Begriff und Zweck

(1) W enn in einem Gebiet, für das ein Be­
bauungsplan besteht oder das als Baufläche 
im Sinne des § 12 Abs. 1 geeignet ist, die Be­
bauung von Grundstücken wegen ihrer Lage, 
Form oder Größe verhindert oder wesentlich 
erschwert wird, kann das Gebiet in der Weise 
neu geordnet werden, daß nach Lage, Form 
und Größe zweckmäßig gestaltete Baugrund­
stücke entstehen (Umlegung).

(2) Bebaute Grundflächen dürfen in eine 
Umlegung nur mit Zustimmung ihrer Eigen­
tümer einbezogen werden, Hausgärten nur 
dann, wenn sonst der Umlegungszweck nicht 
erreicht werden kann.

(3) Unbeschadet des Abs. 2 dürfen Grund­
stücke, die im Eigentum von Gebietskörper­
schaften stehen und öffentlichen Zwecken die­
nen, nur mit Zustimmung ihrer Eigentümer 
in eine Umlegung einbezogen werden.

(4) Vorbehaltsflächen (§ 15) dürfen nur 
mit Zustimmung der Gemeinde in eine Um­
legung einbezogen werden.

§ 34
Einleitung des Verfahrens

(1) Ein A ntrag  auf Durchführung eines Um­
legungsverfahrens ist zulässig, wenn er
a) von der Gemeinde oder
b) von den Eigentümern mindestens der 

Hälfte der umzulegenden Grundfläche ge­
stellt wird.

(2) Soweit in einem Antrag nach Abs. 1 
lit. b M iteigentümer unterfertigen, ist für die 
Berechnung der für die Zulässigkeit des A n ­
trages maßgebenden Flächen für jeden dieser 
M iteigentümer ein seinem Anteil entsprechen­
der Bruchteil der Fläche des im Miteigentum 
stehenden Grundstückes einzurechnen.

(3) Dem Antrag müssen angeschlossen sein
a) ein Verzeichnis der zur Einbeziehung b e ­

antragten  Grundstücke mit Angabe der 
Grundstücksnummern, des Flächenaus­
maßes sowie der Namen und Anschriften 
der betroffenen Eigentümer und sonst ding­
lich Berechtigten,

b) ein Lageplan, aus dem der Grundstücks­
bestand des Umlegungsgebietes ersichtlich 
ist,

c) ein Hinweis auf den Flächenwidmungsplan 
und Bebauungsplan.
(4) Die Landesregierung hat durch V erord­

nung ein Umlegungsverfahren einzuleiten, 
wenn der Antrag  zulässig ist und ein Landes­
raumplan, der Flächenwidmungsplan oder ein 
Bebauungsplan der Umlegung nicht entgegen­
stehen. Die V erordnung ist im Amtsblatt für 
das Land Vorarlberg kundzumachen.

(5) Vor Erlassung einer Verordnung nach 
Abs. 4 hat die Landesregierung die betroffene 
Gemeinde zu hören, wenn diese nicht selbst 
Antragstellerin  ist.

§ 35
Rechtswirkungen 

der Einleitung des Verfahrens
(1) Von der Erlassung einer V erordnung 

nach § 34 Abs. 4 bis zum Eintritt der Rechts­
kraft des Umlegungsbescheides (§ 40) dürfen 
im Umlegungsgebiet — unbeschadet der nach 
anderen landesrechtlichen Vorschriften erfor­
derlichen Bewilligungen — nur mit Genehmi­
gung der Landesregierung durchgeführt w er­
den
a) Teilungen von Grundstücken,
b) Einräumung von Bau- und Wegerechten,
c) Bauführungen, es sei denn, daß eine Bau­

bewilligung vorliegt, die vor Erlassung der 
Verordnung nach § 34 Abs. 4 rechtskräftig 
geworden is.t,
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d) Veränderungen  an Grundstücken, die de­
ren bauliche Nutzbarkeit wesentlich beein­
trächtigen.
(2) Eine Genehmigung nach Abs. 1 darf nur 

versag t werden, wenn zu erw arten  ist, daß das 
beabsichtigte V orhaben  die Umlegung unm ög­
lich macht oder wesentlich erschwert.

(3) Soweit eine im Abs. 1 angeführte M aß­
nahme ohne Genehmigung der Landesregie­
rung durchgeführt worden ist und auch nach­
träglich keine Genehmigung erteilt wird, ist 
auf die durch diese Maßnahme gegebene V er­
änderung im Umlegungsverfahren nicht Be­
dacht zu nehmen. V erhindert oder erschwert 
diese V eränderung die Erreichung des Um­
legungszweckes, so ist die entschädigungslose 
W iederherstellung des früheren Zustandes zu 
verfügen.

(4) Die Landesregierung hat eine V erord­
nung nach § 34 Abs. 4 unverzüglich dem Grund­
buchsgericht und dem Vermessungsamt be­
kanntzugeben. Das Grundbuchsgericht hat h ier­
auf von Amts wegen bei den betroffenen 
Grundstücken die Einleitung des Umlegungs­
verfahrens im Grundbuch anzumerken. Die 
Anmerkung hat die Wirkung, daß nachfol­
gende grundbücherliche Eintragungen die 
grundbücherliche Durchführung der Umlegung 
nicht hindern.

(5) Die von der Landesregierung oder vom 
Bürgermeister ermächtigten Personen sind be­
rechtigt, zur Vorbereitung und Durchführung 
eines Umlegungsverfahrens fremde Grund­
stücke und Bauwerke zu betreten  und, sofern 
es die Bewirtschaftungsverhältnisse erlauben, 
Grundstücke zu befahren sowie die erforder­
lichen V ermessungen und sonstigen Arbeiten 
durchzuführen und alle hiefür notwendigen 
Zeichen anzubringen.

§ 36
Umlegungsplan

(1) Das Umlegungsverfahren ist von der 
Landesregierung durch V erordnung einzustel­
len, wenn nicht innerhalb von zwei Jahren  
nach Erlassung der V erordnung gemäß § 34 
Abs. 4
a) von der Gemeinde oder
b) von den Eigentümern mindestens der

Hälfte der umzulegenden Grundfläche
ein Umlegungsplan vorgelegt wird. Soweit 
der Antrag  von Miteigentümern unterfertigt 
ist, gilt § 34 Abs. 2 sinngemäß.

(2) Die Landesregierung hat eine V erord­
nung nach Abs. 1 im Amtsblatt für das Land 
Vorarlberg kundzumachen und unverzüglich 
dem Grundbuchsgericht und dem V erm es­

sungsamt bekanntzugeben. Das Grundbuchs­
gericht hat hierauf von Amts wegen die A n­
merkung nach § 35 Abs. 4 zu löschen.

(3) Der Umlegungsplan ist in fünffacher 
Ausfertigung vorzulegen und hat zu enthalten
a) eine planliche Darstellung des bisherigen 

und des vorgesehenen neuen Grundstücks­
bestandes,

b) eine nach Eigentümern geordnete Zusam­
menstellung der in die Umlegung einbezo­
genen Grundstücke nach dem bisherigen 
und nach dem vorgesehenen neuen Stand, 
aus der die Grundstücksnummern, die 
Grundbuchseinlagen und das Flächenaus­
maß sowie die der Neuverte ilung zugrunde 
liegenden Berechnungen ersichtlich sind,

c) eine Aufstellung über die Geldleistungen 
und Geldabfindungen,

d) ein Vorschlag für die N euregelung der 
Rechte Dritter (§ 42),

e) den Beitragsschlüssel für die Aufbringung 
der Kosten für gemeinsame Anlagen (§ 38).

§ 37
Neuverteilung

(1) Bei der N euverteilung der Grundstücke 
ist von folgenden Grundsätzen auszugehen:
a) Jedem  Grundeigentümer sind Grundstücke 

zuzuweisen, die nach Abzug der gemäß 
§ 38 auszuscheidenden Flächen ihrer Größe 
nach dem Gesamtausmaß der von ihm ein- 
gebrachten Grundstücke entsprechen.

b) Die neu zugewiesenen Grundstücke müs­
sen ihrer Lage nach den eingebrachten 
Grundstücken vergleichbar sein. Durch die 
Umlegung darf am Eigentum baulicher A n­
lagen ohne Zustimmung des Eigentümers 
keine Änderung eintreten.

c) Ist die Zuweisung eines nach Größe und 
Lage entsprechenden bzw. vergleichbaren 
Grundstückes nicht möglich, so ist eine 
dadurch bedingte W ertm inderung durch die 
Zuerkennung einer entsprechenden Geld­
abfindung auszugleichen.

d) Begründet die Fläche der eingebrachten 
Grundstücke wegen ihrer zu geringen 
Größe nicht den Anspruch auf ein Bau­
grundstück, so ist für die eingebrachten 
Grundstücke ebenfalls eine Geldabfindung 
zuzuerkennen.

e) Die Geldabfindungen sind durch Geldlei­
stungen jener Grundeigentümer aufzubrin­
gen, die im Verhältnis des W ertes ihrer 
eingebrachten Grundstücke mehr erhalten 
als ihr Anspruch nach den eingebrachten 
Grundstücken betragen  würde.
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f) Für die Bemessung der Geldabfindungen 
und Geldleistungen sind die V erkehrswerte  
im Zeitpunkt der Vorlage des Umlegungs­
planes maßgebend. Die Geldabfindungen 
und Geldleistungen sind so festzulegen, 
daß sich insgesamt die Ansprüche und V er­
pflichtungen ausgleichen.
(2) W enn alle betroffenen G rundeigen­

tümer zustimmen, kann überdies
a) anstelle der Geldabfindungen Miteigentum 

an zuzuweisenden Grundstücken begrün­
det w erden und

b) M iteigentum im Verhältnis der Anteile 
ganz oder teilweise aufgelöst werden.

§ 38
Gemeinsame Anlagen

(1) Im Umlegungsplan müssen die erforder­
lichen Flächen für gemeinsame Anlagen vo r­
gesehen werden, die für eine zweckmäßige 
Benützung der Baugrundstücke notwendig sind 
(z. B. Straßen, Abstellplätze, Kinderspielplätze, 
Grünflächen).

(2) Für gemeinsame Anlagen vorgesehene 
Flächen sind von den Eigentümern der G rund­
stücke, die in die Umlegung einbezogen sind, 
im Verhältnis des W ertes ihrer eingebrachten 
Grundstücke aufzubringen. Grundeigentümer, 
die nach der Neuverte ilung keine Grundstücke 
erhalten oder deren neu zugewiesene Grund­
stücke durch die gemeinsamen Anlagen keinen 
oder nur einen geringfügigen Vorteil e r lan ­
gen, sind ganz oder zu dem den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechenden Teil von ihrer 
Aufbringungspflicht zu befreien.

(3) Die Kosten für die Herstellung und Er­
haltung der gemeinsamen Anlagen sind von 
den Grundeigentümern mangels eines V ertra ­
ges im Verhältnis des W ertes ihrer auf 
Grund des Umlegungsbescheides zugewiese­
nen Grundstücke zu tragen.

§ 39
Auflage des Umlegungsplanes

(1) Ein gemäß § 36 Abs. 1 vorgelegter Um­
legungsplan ist w ährend zwei M onaten im 
Gemeindeamt zur allgemeinen Einsicht auf­
zulegen. Die Auflage ist von der Landesregie­
rung ortsüblich kundzumachen.

(2) W ährend  der Auflagefrist kann jeder 
Eigentümer von Grundstücken, die in die Um­
legung einbezogen sind, zum Umlegungsplan 
beim Gemeindeamt schriftlich Einwendungen 
erheben oder Änderungsvorschläge erstatten. 
Darauf ist in der Kundmachung nach Abs. 1 
hinzuweisen. Nach Ablauf der Auflagefrist hat

die Gemeinde die bei ihr e ingelangten Ein­
wendungen und Änderungsvorschläge der 
Landesregierung unverzüglich vorzulegen.

§ 40
Umlegungsbescheid

(1) Im Umlegungsbescheid hat die Landes­
regierung den Umlegungsplan zu genehmigen 
und
a) auszusprechen, wer welche Geldleistungen 

zu erbringen und wer welche Geldabfin­
dungen zu erhalten hat,

b) über die Neuregelung der Rechte Dritter 
(§ 42) abzusprechen,

c) die Aufbringung der Flächen für gemein­
same Anlagen und den Beitragsschlüssel 
für die Kosten für gemeinsame Anlagen 
festzulegen.
(2) Der Umlegungsplan ist zu genehmigen, 

wenn er
a) die Schaffung von nach Lage, Form und 

Größe zweckmäßig gestalteten Baugrund­
stücken gewährleistet und den s tädtebau­
lichen, siedlungs- und verkehrstechnischen 
Interessen entspricht,

b) die erforderlichen Flächen für gemeinsame 
Anlagen vorsieht,

c) den gesetzlichen Vorschriften, einem Lan­
desraumplan, dem Flächenwidmungsplan 
und einem Bebauungsplan nicht w ider­
spricht.

§ 41
Rechtswirkungen des Umlegungsbescheides

(1) Das Eigentum an den zugewiesenen 
Grundstücken geht mit der Rechtskraft des 
Umlegungsbescheides auf die neuen Eigen­
tüm er über. Gleichzeitig erlöschen die bis­
herigen Eigentumsrechte. Eine Bewilligung 
nach § 31 und eine Genehmigung nach dem 
Grundverkehrsgesetz ist nicht erforderlich.

(2) Die Landesregierung hat nach Eintritt 
der Rechtskraft des Umlegungsbescheides dem 
Grundbuchsgericht diesen Bescheid und die 
zur Richtigstellung des Grundbuches erforder­
lichen Behelfe zu übersenden. Das Grund­
buchsgericht hat daraufhin von Amts wegen 
die erforderlichen Eintragungen im Grundbuch 
vorzunehmen und die Anmerkung der Einlei­
tung des Umlegungsverfahrens zu löschen. Die 
Landesregierung hat ferner die Richtigstellung 
des Grenz- oder Grundsteuerkatasters  zu v e r ­
anlassen.

(3) Die im Umlegungsbescheid festgelegten 
Geldleistungen sind binnen zwei M onaten 
nach Eintritt der Rechtskraft des Umlegungs-
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bescheides an die Gemeinde zu entrichten, 
w ährend die Geldabfindungen, soweit im 
Abs. 4 nichts anderes bestimmt ist, b innen drei 
M onaten nach Eintritt der Rechtskraft des 
Umlegungsbescheides von der Gemeinde an 
die Anspruchsberechtigten zu zahlen sind.

(4) Soweit nach § 42 Abs. 1 eine Geldabfin­
dung von einem Pfandrecht belaste t wird, ist 
von der Gemeinde die Geldabfindung bei dem 
nach der Lage des ursprünglich belasteten 
Grundstücks zuständigen Gericht zu h in ter­
legen. Das Gericht hat die Geldabfindung in 
dem Verhältnis auszufolgen, in dem die Be­
zahlung der sichergestellten Forderung nach­
gewiesen wird.

§ 42
Rechte Dritter

(1) Soweit in den Abs. 2 bis 6 nichts ande­
res bestimmt wird, tre ten  hinsichtlich aller 
Rechtsbeziehungen zu dritten Personen an die 
Stelle der Grundstücke, an denen  diese Rechte 
bestanden hatten, nunm ehr die dem betref­
fenden Eigentümer für diese Grundstücke zu­
gewiesenen neuen Grundstücke bzw. die hie- 
für zuerkannten Geldabfindungen.

(2) Soweit Grunddienstbarkeiten, Real­
lasten, persönliche Dienstbarkeiten, unregel­
mäßige und Scheinservituten durch die Um­
legung entbehrlich werden, ist im Umlegungs­
bescheid ihre entschädigungslose Aufhebung 
auszusprechen. Soweit solche Rechte bestehen 
bleiben, ist im Umlegungsbescheid darüber 
abzusprechen, welche der zugewiesenen 
Grundstücke sie belasten.

(3) Baurechte sowie Vor- und W iederkaufs­
rechte gehen auf die Grundstücke über, die 
nach ihrer Lage den Grundstücken en tspre­
chen, an denen sie bestellt waren.

(4) Bestandrechte gelten mit dem Eintritt 
der Rechtskraft des Umlegungsbescheides als 
aufgelöst. Soweit dies jedoch der Erreichung 
des Umlegungszweckes nicht entgegensteht, 
ist im Umlegungsbescheid auf Antrag eines 
V ertragspartners der W eiterbestand  eines 
Bestandverhältnisses festzustellen. Erwächst 
einem V ertragspartner des aufgelösten Be­
standvertrages aus der vorzeitigen Auflösung 
des V ertrages ein Schaden, so ist ihm eine 
entsprechende Geldabfindung zuzuerkennen.

(5) Die durch die Aufhebung und N eu­
bestellung der in den Abs. 2 bis 4 angeführten 
Rechte bedingten W ertunterschiede sind durch 
Geldabfindungen und Geldleistungen nach 
M aßgabe des § 37 Abs. 1 lit. f auszugleichen.

(6) Den Parteien des Umlegungsverfahrens 
steht es frei, mit Genehmigung der Landes­

regierung durch V ertrag  Regelungen über die 
Rechte Dritter zu treffen, die von  den Bestim­
mungen der Abs. 1 bis 5 abweichen. Die Ge­
nehmigung ist zu erteilen, w enn die Regelung 
dem Umlegungszweck nicht entgegensteht.

§ 43
Gebühren- und Abgabenbefreiung

Im Rahmen eines Umlegungsverfahrens 
sind alle Amtshandlungen und schriftlichen 
Ausfertigungen von den durch landesrecht­
liche Vorschriften vorgesehenen Gebühren 
und V erw altungsabgaben befreit.

2. Abschnitt 

G renzänderung

§ 44
Begriff und Zweck

(1) W enn  in einem Gebiet, für das ein Be­
bauungsplan besteht oder das als Baufläche 
im Sinne des § 12 Abs. 1 geeignet ist, die 
Bebauung einzelner aneinandergrenzender 
Grundstücke wegen ihrer unzweckmäßigen 
Form oder mangels einer entsprechenden Er­
schließungsmöglichkeit verhindert  oder w e­
sentlich erschwert wird, kann  von der Landes­
regierung eine Ä nderung der Grenzen von 
Grundstücken verfügt w erden (Grenzände­
rung).

(2) Eine Grenzänderung ist nur zulässig, 
wenn
a) dadurch Baugrundstücke geschaffen w er­

den, die nach M aßgabe der geltenden V or­
schriften bebaut w erden können,

b) die von der Änderung der Grenzen erfaß­
ten Flächen der einbezogenen Grundstücke 
unbebaut sind,

c) durch die Änderung der Grundstücksgren­
zen für bestehende Bauwerke kein bau ­
gesetzwidriger Zustand entsteht und

d) die von der Grenzänderung erfaßte Fläche 
je Grundstück nicht mehr als 1500 m2 be­
trägt.

§ 45 
Antrag

(1) Ein Grenzänderungsverfahren ist durch 
Bescheid einzuleiten, wenn es
a) von der Gemeinde oder
b) vom Eigentümer eines Grundstückes 
beantrag t wird und die Voraussetzungen des 
§ 44 Abs. 2 gegeben sind.

(2) Dem Antrag müssen angeschlossen sein
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a) ein Plan, dessen Maßstab und Ausstattung 
die Beurteilung der Grenzänderung ermög­
licht,

b) Grundbuchsauszüge und Auszüge aus dem 
Grundstücksverzeichnis des Grenz- oder 
G rundsteuerkatasters  hinsichtlich der von 
der Grenzänderung betroffenen Grund­
stücke, die nicht älter als sechs Monate sein 
dürfen.

§ 46
Durchführung

(1) Nach der Einleitung des Grenzände­
rungsverfahrens ist zunächst ein V ertrag  anzu­
streben und erforderlichenfalls den Parteien 
eine zwei Monate nicht überschreitende Frist 
einzuräumen.

(2) W enn ein Vertrag  nicht zustande 
kommt, hat die Landesregierung unter mög­
lichster Berücksichtigung der Interessen der 
Beteiligten die Grenzänderung durch Bescheid 
unter Beachtung nachstehender Grundsätze zu 
verfügen:
a) Die Grundstücke, die sich auf Grund der 

Grenzänderung ergeben, müssen selbstän­
dig bebaubar sein.

b) Das Ausmaß der abzutretenden Flächen ist 
nur in dem für die Erreichung des Zweckes 
der Grenzänderung unbedingt erforder­
lichen Umfang festzusetzen.

c) Das Flächenausmaß der einzelnen Grund­
stücke muß vor und nach der Grenzände­
rung gleich groß sein. Soweit jedoch Teile 
von Grundstücken abgetrennt werden, für 
die nach der Lage des Grundstückes ein 
Ausgleich durch eine andere Fläche eines 
in die Grenzänderung einbezogenen Grund­
stückes nicht möglich ist, ist eine Geld­
abfindung zuzuerkennen.

d) Geldabfindungen nach lit. c sind von den 
Eigentümern zu erbringen, die durch die 
Grenzänderung eine größere Fläche erhal­
ten. Nach den gleichen Grundsätzen sind 
auch wesentliche W ertänderungen  auszu­
gleichen.
(3) Die Bestimmungen der §§ 40 Abs. 1, 41, 

42 und 43 gelten sinngemäß.

VI. Hauptstück
Straf-, Übergangs- und Schlußbestimmungen

§ 47 
Strafen

(1) Eine V erw altungsübertretung begeht, 
wer
a) der Auskunftspflicht nach § 5 Abs. 2 zu­

widerhandelt,

b) gemäß §§ 10 Abs. 1, 21 Abs. 1, 30 Abs. 1 
und 35 Abs. 1 ermächtigte Personen an der 
Durchführung ihrer Arbeiten hindert oder 
von ihnen angebrachte Zeichen verändert  
oder entfernt,

c) die Teilung eines Grundstückes ohne die 
nach § 31 Abs. 1 erforderliche Bewilligung 
grundbücherlich durchführen läßt,

d) zum Zwecke der Umgehung oder V ere i te ­
lung dieses Gesetzes unwahre oder unvoll­
ständige Angaben macht.
(2) V erw altungsübertretungen nach Abs. 1 

sind von der Bezirksverwaltungsbehörde mit 
einer Geldstrafe bis zu 6000 S oder mit Arrest 
bis zu vier Wochen zu bestrafen.

§ 48
Übergangsbestimmungen

(1) In Gemeinden, in denen im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes auf Grund 
des § 2 des W ohnsiedlungsgesetzes, LGBl. 
Nr. 47/1962, genehmigte Flächenwidmungs­
pläne in Geltung stehen, ist die Gemeinde­
vertre tung  ermächtigt, durch Verordnung diese 
Flächenwidmungspläne ohne jegliche Ä nde­
rung als Flächenwidmungspläne im Sinne die­
ses Gesetzes in Kraft zu setzen. Hiefür ist ein 
Verfahren nach § 16, insbesondere eine Ge­
nehmigung der Landesregierung, nicht erfor­
derlich. W enn  jedoch ein solcher Flächenwid­
mungsplan den Vorschriften dieses Gesetzes 
nicht entspricht oder sich nicht auf das gesamte 
Gemeindegebiet erstreckt, ist er binnen fünf 
Jah ren  gemäß § 18 so zu ändern, daß er den 
Vorschriften dieses Gesetzes entspricht bzw. 
auf das gesamte Gemeindegebiet ausgedehnt 
wird.

(2) In Gemeinden, in denen  im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes auf Grund 
des § 4 der Landesbauordnung, LGBl. Nr. 49/ 
1962, genehmigte Verbauungspläne (Teilregu­
lierungen) in Geltung stehen, ist die Gemeinde­
vertre tung  ermächtigt, durch Verordnung diese 
Verbauungspläne (Teilregulierungen) ohne 
jegliche Änderung als Bebauungspläne im 
Sinne dieses Gesetzes in Kraft zu setzen. Hie­
für ist ein Verfahren nach § 24, insbesondere 
eine Genehmigung der Landesregierung, nicht 
erforderlich. W enn jedoch ein solcher Bebau­
ungsplan den Vorschriften dieses Gesetzes 
nicht entspricht, ist er binnen fünf Jahren  
gemäß § 26 so zu ändern, daß er den V or­
schriften dieses Gesetzes entspricht.

(3) Die vor dem Inkrafttreten dieses Ge­
setzes auf Grund des Grundteilungsgesetzes, 
LGBl . Nr. 46/1968, bewilligten Teilungen von
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Grundstücken gelten als im Sinne dieses Ge­
setzes bewilligt.

(4) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes anhängige Verfahren zur Erlassung 
von Flächenwidmungsplänen und V erbau ­
ungsplänen (Teilregulierungen) sowie zur Tei­
lung von Grundstücken sind entsprechend dem 
jeweiligen Stand des Verfahrens nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes weiterzuführen.

§ 49
Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde

Die in diesem Gesetz geregelten Aufgaben 
der Gemeinde sind solche des eigenen W ir­
kungsbereiches.

§ 50
W irksamkeitsbeginn und Außerkrafttreten 

von Vorschriften

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des 
übernächsten Monats in Kraft, der auf seine 
Kundmachung folgt.

(2) Verordnungen  auf Grund dieses Geset­
zes können von dem der Kundmachung dieses 
Gesetzes folgenden Tag an erlassen werden. 
Sie dürfen jedoch frühestens mit diesem Ge­
setz in Kraft treten.

(3) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes
treten alle Vorschriften, die Angelegenheiten
betreffen, die in diesem Gesetz geregelt sind,
außer Kraft, insbesondere
a) die Verordnung über die Regelung der Be­

bauung, GBl. f. d. L. ö .  Nr. 526/1939;
b) das Gesetz über die N eugestaltung deut­

scher Städte, GBl. f. d. L. ö .  Nr. 712/1939;
c) das Gesetz über einstweilige Maßnahmen 

zur Ordnung des deutschen Siedlungs­
wesens, GBl. f.d. L. ö .  Nr. 526/1939;

d) die Durchführungsverordnung zum Gesetz 
über einstweilige Maßnahmen zur Ordnung 
des deutschen Siedlungswesens in der Fas­
sung der Verordnung zur Ergänzung der 
Durchführungsverordnung zum Gesetz über 
einstweilige Maßnahmen zur Ordnung des 
deutschen Siedlungswesens, GBl. f. d. L. ö .  
Nr. 526/1939;

e) die Verordnung über die Zulässigkeit be­
fristeter Bausperren, GBl. f. d. L. ö .  Nr. 526/ 
1939;

f) das Wohnsiedlungsgesetz, LGBl . Nr. 47/ 
1962;

g) der § 4 der Landesbauordnung, LGBl. Nr. 49/ 
1962;

h) das Grundteilungsgesetz, LGBl. Nr. 46/1968.

Bericht

I. Allgem eines

1. Geschichtlicher Rückblick

Die Verteilung des Bodens ist ein Problem, 
das so alt ist wie die Menschheit selbst. Es 
mußte zusehends an Bedeutung gewinnen 
beim Übergang von der Jagd  und W eidew irt­
schaft zum Ackerbau und w eiter laufend durch 
die Vermehrung der Bevölkerung.

Von den alten Germanen berichtet der 
römische Geschichtsschreiber Tacitus: „Daß 
die Germanenstämme keine Städte bewohnen, 
ja, daß sie nicht einmal in sich geschlossene 
Siedlungen leiden können, ist hinlänglich b e ­
kannt. Sie wohnen für sich und zerstreut, wie 
eine Quelle, wie ein Feld, wie ein Gehölz 
ihnen gerade paßt. Ihre Dörfer legen sie nicht 
in der Art der unsrigen so an, daß die Ge­
bäude aneinanderstoßen und eine zusammen­
hängende Zeile bilden; jeder umgibt sein Haus 
mit einem Hofraum, sei es zum Schutz gegen 
Brandfälle, sei es aus Unkenntnis baulicher 
Möglichkeiten." (Germania, Kap. 16, Überset­
zung von J. Lindauer 1967.) Diese Siedlungs­
weise hat dann wohl auch teilweise im ale­

mannischen Unterland Vorarlbergs gegolten, 
w ährend im rätoromanischen Oberland eine 
etwas engere Bauweise herrschte.

Es ist zu erinnern, daß in Vorarlberg in 
vorgeschichtlicher Zeit nur die trockenen Ge­
biete des Rheintales und W algaues dünn be­
siedelt w aren  und erst im Zuge des mittel­
alterlichen Landesausbaues die übrigen Ge­
biete des Rheintals, seine Flanken und das 
Leiblachtal und schließlich die Seitentäler, vor 
allem der Bregenzerwald im 11./12. Jah rhun­
dert und das Montafon im 12./13. Jahrhundert, 
besiedelt wurden (Bilgeri, Der mittelalterliche 
Landesausbau von Vorarlberg, 1954). Von ein­
schneidender Bedeutung für die Besiedlungs­
geschichte des Landes w ar im 13'. Jahrhundert  
die Gründung der Städte Feldkirch und Bre­
genz durch die Montforter und von Bludenz 
durch die W erdenberger. Eine weitere bedeut­
same Phase der mittelalterlichen Besiedlungs­
geschichte bildet schließlich die Einwanderung 
der W alliser im 14. Jahrhundert,  die den A n­
teil der Einzelhofbesiedlung im Gebirge be­
deutend verstärkte.

Die Landwirtschaft mit ihrer gemeinschaft­
lichen Nutzung erforderte eine strenge Boden-
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Ordnung. Eine Urkunde von 891 bestimmt, daß 
im Rheingau nur der rechtmäßig durchgeführte 
Hausbau Anspruch auf Gemeindenutzungs­
anteile gibt. W eiter  ist hier auf die vorge­
schriebene Dreifelderwirtschaft zu verweisen.

Der Städtebau erforderte erst recht eine 
strenge Baudisziplin, wie insbesondere noch 
der heutige Grundriß von Alt-Feldkirch bekun­
det. Aber auch in der folgenden Neuzeit spielt 
die behördliche Begrenzung des Siedlungs­
raumes nicht nur in den Städten eine Rolle, 
wie die in der Vitrine des Vinomna-Saales in 
Rankweil ausgestellte Urkunde vom Jahre 
1626 zeigt. Danach erlassen die „Siebener" und 
die „Achtzehner" (Gemeindevorstand und Ge­
meindevertretung) für Rankweil eine Ordnung, 
in der die Marken bestimmt werden, außer 
welchen keine neuen Häuser gebaut werden 
dürfen. Diese Urkunde änderte jedoch nur 
eine solche von 1513.

Die Wirtschaftslehre der Aufklärung im 
18. Jahrhundert  förderte im Norden des Lan­
des die Zusammenlegung zersplitterter Grund­
stücke und Aussiedlung von Gehöften. Diese 
„Vereinödung" hat das Leiblachtal und den 
ganzen Vorderwald umgestaltet. Der Libera­
lismus des 19. Jahrhunderts  brachte dann aber 
eine Auflockerung der hergebrachten Boden­
ordnung und begünstigte die Industrialisie­
rung. Zufolge der sich bald abzeichnenden 
Schäden mußte jedoch bereits in der zweiten 
Hälfte dieses Jahrhunderts  zu neuen Ein­
schränkungen gegriffen werden. Zu verweisen 
ist hier auf das Verbot der eigenmächtigen 
Parzellenteilungen. Die erste Vorarlberger 
Bauordnung vom Jahre  1874 enthält schon 
Vorschriften über Regulierungs- bzw. V erbau­
ungspläne, die durch die Landesbauordnung 
1924 erweitert wurden. So haben die Stadt 
Bregenz schon im Jahre  1910 und die M ark t­
gemeinde Hohenems im Jahre  1911 erstmals 
im Land Verbauungspläne erhalten. Insbeson­
dere erforderte aber die Erhaltung und V er­
besserung der Landwirtschaft bodenpolitische 
Interventionen des Staates. Hier sind vor 
allem die Bodenreformgesetze zu nennen, als 
deren wichtigstes heute das Flurverfassungs­
gesetz anzusehen ist. Nicht zuletzt spielen hier 
eine Rolle die Beschränkungen des Grund­
verkehrs, die 1919 gesamtstaatlich verfügt 
wurden und seit 1953 von den Ländern ge­
regelt werden, weil der Verfassungsgerichts­
hof entschieden hat, daß dafür die Länder zu­
ständig sind (siehe Bericht zur Regierungs­
vorlage des Grundverkehrsgesetzes, Landtags­
beilage 12/1954).

Schon vor dem Ersten W eltkrieg ist in 
Deutschland das Fundament für die Entwick­
lung der Landesplanung mit der Forderung

geschaffen worden, die Bodennutzung in einem 
mehrere Gemeinden umfassenden Gebiet auf 
der Basis der Zusammenarbeit aller zustän­
digen Stellen nach übergeordneten Gesichts­
punkten vorausschauend zu planen. Nach den 
Strapazen des Krieges war besonders bei den 
Städtern der Wunsch nach einem mehr mit der 
Natur verbundenen Leben erwacht, so daß 
eine gewisse innere Bereitschaft für raum ­
ordnende Planungsmaßnahmen in der Bevöl­
kerung durchaus vorhanden war. Dazu kam, 
daß sich aus den von Deutschland abgetrenn­
ten Gebieten ein starker Bevölkerungsstrom 
in das restliche deutsche Gebiet ergoß. Die in 
dieser Zeit — besonders in den Industrie­
gebieten — entstandenen unorganischen Zu­
sammenballungen von W ohnsiedlungen und 
Arbeitsstätten verlangten dringend nach durch­
greifenden Maßnahmen (vgl. Handwörterbuch 
der Raumforschung und Raumordnung, 2. Auf­
lage, Hannover 1970, S. 1718). Gleichzeitig ent­
wickelte sich in Deutschland der Begriff „Lan­
desplanung", der später durch den Begriff 
„Raumordnung" überdeckt wurde. Im Jahre  
1932 hat als erster in Österreich der V orarl­
berger Architekt Dr. Dipl.-Ing. Hermann Keck­
eis eine Dissertation „Landesplanung V orarl­
berg" verfaßt. Schon 1933 wurde in Deutsch­
land das „Gesetz über die Aufschließung 
von Wohnsiedlungsgebieten" (Wohnsiedlungs­
gesetz) und ein Jahr  später das „Gesetz über 
einstweilige Maßnahmen zur Ordnung des 
deutschen Siedlungswesens" (Siedlungsord­
nungsgesetz) erlassen sowie 1935 eine „Reichs- 
stelle für Raumordnung" geschaffen. Das 
deutsche Wohnsiedlungsgesetz wurde 1939 in 
Vorarlberg eingeführt und bildet nach einer 
umfassenden Novellierung im Jahre  1962 
heute noch neben den Bestimmungen der Lan­
desbauordnung die Grundlage für die örtliche 
Raumplanung.

2. Begriff und Verfassungslage
Für die Raumplanung gibt es verschiedene 

Begriffe. So wird etwa im schon erwähnten 
Handwörterbuch der Raumforschung und 
Raumordnung, S. 2542, unter Raumplanung die 
Gesamtheit aller zur Erarbeitung, Aufstellung 
und Durchsetzung der erstrebten struk turräum ­
lichen Ordnung eingesetzten planerischen Mit­
tel verstanden. Unkart (Strukturanalyse des 
österr. Bundesgebietes, W ien 1970, S. 816) be­
zeichnet als Raumplanung denjenigen Teil der 
Raumordnung, der die Ziele der Raumordnung 
durch eine auf Grund und Boden bezogene 
Nutzungsordnung erreichen will. Aus dieser 
Definition ist zu erkennen, daß als Oberbegriff 
über der Raumplanung der der Raumordnung 
steht. Bis in die letzte Zeit wurde neben dem
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Begriff „Raumplanung" auch der Begriff „Lan­
desplanung" verwendet. Auch der Verfas- 
sungsgerichlshof hat in seinem grundlegenden 
Erkenntnis Slg. 2674/1954 die Raumordnung 
der Landesplanung gleichgesetzt. Pernthaler 
(Berichte zur Raumforschung und Raumplanung, 
Heft 1/1969, S. 4) spricht in diesem Zusam­
menhang von einer Begriffsverwirrung und 
schreibt, daß erst anläßlich der Gemeinde­
verfassungsnovelle 1962 eine verfassungs­
rechtliche Klärung dieser terminologischen 
Unsicherheit erfolgt sei. Als Konsequenz die­
ser terminologischen Klärung sei heute fol­
gende Begriffsbildung als die wissenschaftlich 
korrekte anzusprechen: „Raumplanung" be­
deutet den Oberbegriff aller Raumplanungs­
befugnisse des Bundes, der Länder und der 
Gemeinden. „Raumordnung" bedeutet die von 
Bund, Ländern und Gemeinden gemeinsam 
erstellte umfassende öffentliche Nutzungs­
und Gestaltungsordnung des Bodens, ein­
schließlich der Ordnung des Wasser-, Luft- 
und Klimahaushaltes.

Jedenfalls aber umfaßt der Begriff „Raum­
planung" nicht die ganze Staatspolitik oder 
gar die ganze Gesellschaftsordnung, sondern 
eben nur die gesamte Planungstätigkeit in 
bezug auf den Raum, insbesondere auf den 
Boden.

Der vorliegende Gesetzentwurf verwendet 
daher in Anlehnung an Art. 118 Abs. 3 Z. 9 
B.-VG. die Bezeichnung „Raumplanungsgesetz" 
und nicht „Raumordnungsgesetz" und über­
nimmt inhaltlich den Begriff „Raumplanung" 
im wesentlichen aus dem schon zitierten Ver- 
iassungsgerichtshoferkenntnis Slg. 2674/1954.

Der Verfassungsgerichtshof hat in dem vo r­
erwähnten Erk. Slg. 2674/1954 folgenden — auf 
Verfassungsstufe stehenden — im BGBl. Nr. 
162/1954 kundgemachten Rechtssatz aufge­
stellt: „Die planmäßige und vorausschauende 
Gesamtgestaltung eines bestimmten Gebietes 
in bezug auf seine Verbauung, insbesondere 
für Wohn- und Industriezwecke einerseits und 
für die Erhaltung von im wesentlichen unbe­
bauten Flächen andererseits (,Landesplanung1 
— Raumordnung'), ist nach Art. 15 Abs. 1 
Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 
1929 in Gesetzgebung und Vollziehung inso­
weit Landessache, als nicht etwa einzelne die­
ser p lanenden Maßnahmen, wie im besonderen 
solche auf den Gebieten des Eisenbahnwesens, 
des Bergwesens, des Forstwesens und des 
Wasserrechtes, nach Art. 10 bis 12 Bundes- 
Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 
der Gesetzgebung oder auch der Vollziehung 
des Bundes ausdrücklich Vorbehalten sind." 
Dieser Rechtssatz, der wie gesagt auch die

diesem Gesetzentwurf zugrunde gelegte Be­
griffsdefinition gibt, stellt die Verfassungs­
rechtslage klar. Danach ist die Raumplanung 
vom Standpunkt der Kompetenzverteilung 
zwischen Bund und Ländern eine komplexe 
Materie, die durch ihren vielschichtigen Cha­
rakter einer Vielzahl von Kompetenztatbestän­
den zuzuordnen ist. Sie fällt je nach der Grund­
materie in die Bundes- oder Landeskompetenz. 
Ursprünglich fallen also die Angelegenheiten 
der Raumplanung nach der Generalklausel des 
Art. 15 B.-VG. in die Zuständigkeit der Län­
der. Nur soweit einzelne Angelegenheiten dem 
Bund zugeordnet sind, ist für die dazugehö­
rigen Raumplanungsmaßnahmen der Bund zu­
ständig. Der Bund besitzt somit keine generelle 
Kompetenz wie die Länder, sondern nur Zu­
ständigkeiten auf einzelnen Gebieten.

Spannungen zwischen dem Bund und den 
Ländern ergeben sich daraus, daß — wie im 
vorgenannten Verfassungsgerichtshoferkennt- 
nis ausgeführt wird — sowohl dem Bund als 
auch den Ländern Befugnisse hinsichtlich des 
gleichen, weil eben nur einmal vorhandenen 
Raumes zukommen. Pernthaler (a. a. O., S. 3) 
sagt, daß die Raumordnung aber nicht nur in 
Spannungsverhältnissen zum föderalistischen 
Prinzip stehe, sondern dieses sogar sehr w ir­
kungsvoll unterstützen könne. Die Raumord­
nung bringe rechtlich durch ihren notwendiger­
weise territorialen Ordnungsbezug die ge­
schichtsräumliche Verbundenheit der Länder, 
welche gegenwärtig in der Verfassungswirk­
lichkeit weithin einen sehr geringen Stellen­
wert besitze, von einem ganz neuen Gesichts­
punkt her wieder zur Geltung: Indem die 
Raumordnung an geschichtsräumliche Regio­
nen und deren Grenzen anknüpfe, bringe sie 
die Substanz des österreichischen Föderalis­
mus ins Spiel und stärke sie deshalb, weil alle 
Bundesstaatlichkeit auf der politischen Selb­
ständigkeit des Landesgebietes begründet sei.

Um die gegenüber dem Bund (und auch 
gegenüber Nachbarländern) bestehenden Span­
nungsverhältnisse zu überbrücken, gibt es nur 
den W eg der Koordinierung, worauf unter 
Pkt. 4 noch zurückzukommen sein wird.

3. Notwendigkeit und Zweck:
Die Bevölkerungsexplosion, die in V orarl­

berg seit dem Zweiten W eltkrieg stattgefun­
den hat und immer noch anhält, die Technisie­
rung der Wirtschaft und des Verkehrs sowie 
die sich daraus ergebenden Gefahren für den 
gesunden Lebensraum, dies alles bei unver­
m ehrbarer Bodenfläche, stellen die N otw en­
digkeit insbesondere der überörtlichen Raum­
planung klar heraus.
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Diese Entwicklung der Bevölkerung und
der Wirtschaft des Landes soll durch die nach­
stehenden statistischen Zahlen — auch im V er­
gleich zu den anderen Bundesländern und zum
benachbarten
werden:

Ausland — näher aufgezeigt

Bevölkerung
1511 29.300 Einwohner
1754 58.500 Einwohner
1869 102.624 Einwohner
1910 145.408 Einwohner
1934 155.402 Einwohner
1951 200.200 Einwohner
1971 289.453 Einwohner

Häuser
1837 16.926
1880 22.290
1910 26.792
1934 28.532
1951 32.293
1971 ca. 50.500

Landwirtschaftlicher Bevölkerungsanteil
1880 55 °/o
1934 26 %>
1951 18 °/o
1971 8 °/o

Bevölkerungsdichte
1511 11,3 Einwohner/km2
1754 22,5 Einwohner/km2
1869 39,4 Einwohner/km2
1910 55,9 Einwohner/km2
1934 59,7 Einwohner/km2
1971 111,3 Einwohner/km2

Siedlungsdichte in den Talschaften (1970)

Rheintal

Einwohner 
pro ha Bauland 

252
W algau 215
Montafon 127
Arlberggebiet 173
Großes W alsertal 109
Kleines Walsertal 188
Leiblachtal 214
Brandnertal 119
Vorderer Bregenzerwald 133
Hinterer Bregenzerwald 122
Vorarlberg 210

Bevölkerungsdichte in den Bundesländern 
(1971)

Burgenland 69 Einwohner/km2
Kärnten 55 Einwohner/km2

Niederösterreich
Oberösterreich
Salzburg
Steiermark
Tirol
Vorarlberg
Wien
Österreich

74 Einwohner/km2 
102 Einwohner/km2 
56 Einwohner/km2 
73 Einwohner/km2 
43 Einwohner/km2 

111 Einwohner/km2 
3896 Einwohner/km2 

89 Einwohner/kma

Bevölkerungsdichte im benachbarten Ausland 
(1970)

Bayern
Baden-Württemberg 
Bundesrepublik 
Deutschland gesamt 
Kanton St. Gallen 
Kanton Graubünden 
Schweiz gesamt 
Liechtenstein

151 Einwohner/km2 
252 Einwohner/km2

247 Einwohner/km2 
191 Einwohner/km2 
23 Einwohner/km2

152 Einwohner/km2 
133 Einwohner/km2

Die Landesregierung nahm schon im Jahre  
1946 die „Landesplanung" in den O rganisa­
tionsplan des Amtes der Landesregierung auf, 
errichtete bereits 1948 eine „Landesplanungs­
stelle" (später „Raumplanungsstelle") und 
1956 einen „Landesraumordnungsbeirat". N un­
mehr sollen durch diesen Gesetzentwurf auch 
die überörtliche Raumplanung gesetzlich näher 
normiert und dabei die schon im W ohnsied­
lungsgesetz und in der Landesbauordnung be­
stehenden Vorschriften über die örtliche Raum­
planung erweitert und mit der überörtlichen 
Raumplanung zusammengefaßt werden.

W as den Stand der bisher aufgestellten 
Flächenwidmungspläne anlangt, zeigt sich 
allerdings, daß es derzeit erst in fünf Gemein­
den (in zeitlicher Reihenfolge: Rankweil, H o­
henems, Klaus, Röthis und Koblach) rechts­
wirksame Flächenwidmungspläne gibt, obwohl 
die von der Landesregierung zu W ohnsied­
lungsgebieten erklärten Gemeinden, das sind 
immerhin 27, die Verpflichtung haben, Flächen­
widmungspläne aufzustellen. Bei der Landes­
regierung zur Genehmigung liegen Flächen­
widmungspläne der Gemeinden Lauterach, 
Mäder und Mittelberg. In etwa 20 weiteren 
Gemeinden, hauptsächlich des Rheintales, w e r­
den zur Zeit Entwürfe für Flächenwidmungs­
pläne ausgearbeitet.

Ohne die Schwierigkeiten, die mit der Auf­
stellung von Flächenwidmungsplänen verbun­
den sind, zu verkennen, muß doch festgestellt 
werden, daß die Gemeinden ihren Aufgaben 
auf dem Gebiet der örtlichen Raumplanung in 
der Mehrzahl bisher nur zögernd und unge­
nügend nachgekommen sind. W enn immer 
wieder von Versäumnissen auf dem Gebiete 
der Raumplanung gesprochen wird, sind diese 
jedenfalls nicht auf den Mangel an einer
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gesetzlichen Grundlage zurückzuführen. Es 
wäre auch unrealistisch, in dieser Hinsicht in 
das neu zu erlassende Raumplanungsgesetz 
allzu große Erwartungen zu setzen.

Die Hauptschwierigkeit der Raumplanung 
ist, das muß bei diesem Anlaß offen ausgespro­
chen werden, die Frage des Privateigentums 
und seiner Beschränkung.

Art. 5 des Staatsgrundgesetzes über die all­
gemeinen Rechte der Staatsbürger, RGBl. Nr. 
142/1867, sagt: „Das Eigentum ist unverle tz­
lich. Eine Enteignung gegen den Willen des 
Eigentümers kann nur in den Fällen und in 
der Art eintreten, welche das Gesetz be ­
stimmt."

Art. I des Zusatzprotokolles zur Europä­
ischen Menschenrechtskonvention, BGBl. Nr. 
210/1958, sagt: „Jede natürliche oder juristi­
sche Person hat ein Recht auf Achtung ihres 
Eigentums. Niemandem darf sein Eigentum 
entzogen werden, es sei denn, daß das öffent­
liche Interesse es verlangt, und nur unter den 
durch Gesetz und durch die allgemeinen 
Grundsätze des Völkerrechts vorgesehenen 
Bedingungen. Die vorstehenden Bestimmun­
gen beeinträchtigen jedoch in keiner Weise 
das Recht des Staates, diejenigen Gesetze an­
zuwenden, die er für die Regelung der Be­
nutzung des Eigentums in Übereinstimmung 
mit dem Allgemeininteresse oder zur Siche­
rung der Zahlung der Steuern, sonstiger A b­
gaben oder von Geldstrafen für erforderlich 
hält."

Der § 354 des allgemeinen bürgerlichen 
Gesetzbuches sagt: „Als ein Recht betrachtet, 
ist Eigentum das Befugnis, mit der Substanz 
und den Nutzungen einer Sache nach W illkür 
zu schalten und jeden Anderen davon auszu­
schließen."

Der § 364 Abs. 1 des allgemeinen bürger­
lichen Gesetzbuches sagt: „überhaupt findet 
die Ausübung des Eigentumsrechtes nur inso­
fern statt, als dadurch weder in die Rechte 
eines Dritten ein Eingriff geschieht, noch die 
in den Gesetzen zur Erhaltung und Beförde­
rung des allgemeinen Wohles vorgeschriebe­
nen Einschränkungen übertre ten werden."

Der Eigentumsbegriff ist somit ein w esen t­
licher Bestandteil unserer Rechtsordnung. Das 
Eigentum ist aber, wie sich aus obigem ergibt, 
kein unbeschränktes Recht, sondern mit der 
Pflicht zur Rücksichtnahme auf die Gemein­
schaft verbunden. Das Privateigentum hat 
also eine Individualfunktion und eine Sozial­
funktion, deren Abgrenzung nach Umständen 
verschieden sein kann. Johannes Meßner sagt: 
„Das Naturrecht fordert die Institution des 
Privateigentums als Trägerin wesenhafter ge­

sellschaftlicher Ordnungsfunktionen, fordert 
aber ebenso jeweils die Reform dieser Insti­
tution im Einklang mit diesen Funktionen" 
(Das Naturrecht, Handbuch der Gesellschafts-, 
Staats- und Wirtschaftsethik, W ien — Inns­
bruck — München 1966).

Gerade in Vorarlberg wird der Begriff des 
Privateigentums besonders hochgehalten, nicht 
zuletzt darauf beruht auch die persönliche Un­
abhängigkeit und das wirtschaftliche Lei­
stungsvermögen seiner Bewohner. Der V or­
arlberger Landesgsetzgeber hat daher bisher 
Beschränkungen des Eigentums nur mit großer 
Zurückhaltung vorgenommen. Eine Enteig­
nungsmöglichkeit für Schulbauten oder zum 
Zwecke der Anbringung von feuerpolizei­
lichen Wameinrichtungen wurde z. B. aus­
drücklich abgelehnt und das Spielplatzanforde­
rungsgesetz von 1919 sowie das Reichslei­
stungsgesetz aus der deutschen Zeit wurden 
aus dem gleichen Grunde im Jahre  1953 aus­
drücklich aufgehoben.

Es kann jedoch nicht verkannt werden, daß 
Beschränkungen des Privateigentums im öf­
fentlichen Interesse zufolge der Verdichtung 
des Zusammenlebens in zunehmendem Maße 
notwendig sind. Neben den klassischen Ent­
eignungsbestimmungen für Landes- und Ge­
meindestraßen, Friedhöfe und Elektrizitäts­
leitungen wurden in den vergangenen Jahren 
auch Eigentumsbeschränkungen für Notspitä­
ler, für Naturschutzzwecke sowie für W ander­
wege und Schipisten verfügt. Die Bestimmun­
gen der Landesbauordnung beinhalten eben­
falls Eigentumsbeschränkungen und dasselbe 
gilt von den Bestimmungen über die Flächen­
widmungspläne nach dem W ohnsiedlungs­
gesetz.

Neue Eigentumsbeschränkungen sieht die­
ser Entwurf vor im Zusammenhang mit der 
Erlassung von Landesraumplänen, durch die 
Widmung von Vorbehaltsflächen sowie bei 
der Umlegung und Grenzänderung von Grund­
stücken.

W eitergehende Eigentumsbeschränkungen, 
insbesondere die Möglichkeit der Boden­
beschaffung bzw. der Enteignung zur Durch­
setzung der in Landesraumplänen und Flä­
chenwidmungsplänen vorgesehenen Nutzun­
gen, wie sie etwa das deutsche Bundesbau­
gesetz (BGBl. 1/1960, S. 341) und der kürzlich 
zur Begutachtung versandte  Entwurf eines 
schweizerischen Bundesgesetzes über die 
Raumplanung vorsehen, sind im vorliegen­
den Gesetzentwurf nicht enthalten. Maßgebend 
hiefür ist die Erwägung, daß derzeit solche 
Enteignungsmaßnahmen, insbesondere für pri­
vate Zwecke, in Vorarlberg — gerade im Hin-
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blick aut die in diesem Entwurf vorgesehenen 
Bestimmungen über die Baulandumlegung — 
nicht unbedingt erforderlich sind und daß die 
Bevölkerung des Landes gegenüber Eigen­
tumsbeschränkungen besonders empfindlich 
ist.

4. Inhalt des Gesetzes

Zum wichtigsten Inhalt des G esetzentwur­
fes gehört die Umschreibung der Raumpla­
nungsziele. Grundsätzlich erhebt sich dabei 
die Frage, ob durch diese Aussage nicht der 
Rahmen des Gesetzes gesprengt wird, wenn 
davon ausgegangen wird, daß dieses Gesetz 
eigentlich nur die für die Raumplanung e r­
forderlichen Instrumente schaffen soll. So en t­
hält etwa der schweizerische Entwurf eines 
Raumplanungsgesetzes keine Ziele, sondern 
stellt lediglich auf den Schutz der öffentlichen 
Interessen und die Zweckmäßigkeit der N u t­
zung ab. Dies erscheint aber nach der österrei­
chischen Verfassunglage zu unbestimmt und 
nicht ausreichend. Der vorliegende Gesetz­
entwurf bleibt in dieser Hinsicht nicht w ert­
neutral, sondern gibt Ziele an. Dies hat seine 
Begründung auch darin, daß es sonst erforder­
lich wäre, in den einzelnen V erw altungsvor­
schriften oder durch besondere Beschlüsse der 
zuständigen Organe des Landes und der Ge­
meinden jeweils solche Ziele festzulegen. 
Durch die Benennung der Ziele wird außer­
dem für die als Verordnungen zu erlassenden 
Landesraumpläne und Flächenwidmungspläne 
eine dem Art. 18 Abs. 1 B.-VG. entsprechende 
Grundlage geschaffen. Nach der ständigen 
Rechtssprechung des Verfassungsgerichtshofes 
muß nämlich ein Gesetz, soll es durch V erord­
nung überhaupt durchführbar sein, inhaltlich 
ausreichend bestimmt sein. Es müssen daher 
alle wesentlichen Merkmale der beabsichtig­
ten Regelung aus dem Gesetz allein schon, 
ohne daß es der Durchführungsverordnung be­
darf, ersehen werden können (Erk. Slg. 3935 
1961).

Der wichtigste Inhalt des Gesetzentwurfes 
besteht in der Schaffung der rechtlichen 
Grundlagen zur Erlassung von verbindlichen 
Raumplänen. Der Gesetzentwurf sieht die Er­
lassung von Landesraumplänen einerseits und 
die Erlassung von Flächenwidmungs- und Be­
bauungsplänen andererseits vor. W ährend die 
Landesraumpläne neu sind, gibt es den Flä­
chenwidmungsplan nach dem W ohnsiedlungs­
gesetz und den Bebauungsplan als „Ver­
bauungsplan (Teilregulierung)" nach der Lan­
desbauordnung schon bisher.

Die Verbindlichkeit der Raumpläne soll so­
wohl hoheitsrechtlicher als auch privatrecht­

licher Art sein. Es dürfen also einerseits keine 
Bescheide erlassen werden, die einem solchen 
Plan widersprechen, andererseits müssen sich 
die öffentlich-rechtlichen Körperschaften audi 
dann, wenn sie als Träger von Privatrechten 
handeln, nach diesen Plänen richten.

Neben den verbindlichen Raumplänen gibt 
es noch Pläne, die nur kurzfristige Planungen 
oder überhaupt nur Absichtserklärungen ent­
halten und deshalb nicht in ein Gesetz ge­
hören. So wird z. B. in den „Initiativen zur 
Raumordnung in Österreich", die der Bundes­
kanzler der Landeshauptmännerkonferenz am 
24. September 1970 vorgelegt hat, ausgeführt, 
daß neben den allgemeinen, langfristig orien­
tierten und rechtsverbindlichen Zielangaben 
auch konkrete, zeitlich befristete und problem­
orientierte Handlungsstrategien in Form von 
Entwicklungsplänen unerläßlich sind. Gleich­
zeitig wird die Notwendigkeit ausgesprochen, 
einen zeitlich befristeten Bundesraumplan zu 
erstellen.

Eine der schwierigsten Fragen im Zusam­
menhang mit der Raumplanung ergibt sich 
daraus, daß einerseits für das gleiche Gebiet 
sowohl der Landesgesetzgeber als auch der 
Bundesgesetzgeber Zuständigkeiten besitzt 
und daß andererseits auf angrenzende Gebiete 
Rücksicht genommen werden soll. Die Raum­
planung hat also äußere und innere Grenzen, 
die bei ihrer Verwirklichung zu beachten sind. 
Die äußeren Grenzen sind die großen raum ­
planerischen Einzelkompetenzen des Bundes 
nach der Kompetenzverteilung der Bundesver­
fassung sowie die insbesondere auch hinsicht­
lich der Raumplanung verstärkte Gemeinde­
autonomie, die innere Grenze bildet der Be­
griff des Privateigentums.

Gegenüber dem Bund gibt es nur den W eg 
der Koordination (siehe Pernthaler, a. a. O.,
S. 10). Diesem Zweck sollen Gegenseitigkeits­
bestimmungen dienen, solange hoheitsrecht­
liche Vereinbarungen zwischen Bund und Län­
dern noch nicht möglich sind. Vgl.dazu Pkt. 1/ 
12 des Forderungsprogrammes der Bundeslän­
der und Art. I Z. 16 der Regierungsvorlage 
über eine Bundes-Verfassungsgesetznovelle 
1972 (182 der Beilagen zu den s tenographi­
schen Protokollen des Nationalrates XIII. GP). 
Solche Gegenseitigkeitsbestimmungen sind 
auch gegenüber dem benachbarten Ausland 
möglich. In bezug auf die Gemeinden ist eine 
möglichst genaue Gesetzgebung erforderlich, 
da die Übertragung gerade dieser Aufgaben 
auf Landesbehörden gemäß Art. 118 Abs. 7 
B.-VG. wohl kaum in Frage kommt.

Dabei erhebt sich die Frage, ob und in 
welcher W eise zwischen dem Bund und den

174



10. Beilage im Jahre 1972 des XXI. Vorarlberger Landtages

Ländern gegenseitige Verpflichtungen, beson­
ders in bezug auf Gesetzgebungsakte, erreicht 
w erden können. Die Verpflichtung zu Akten 
der Hoheitsverwaltung kann derzeit nur durch 
Gesetz geschaffen werden, für den Bund durch 
Bundesgesetz und für die Länder durch Lan­
desgesetz. Eine solche Verpflichtung kann 
aber nur der Gesetzgeber selbst eingehen, und 
zwar wieder nur in der Form eines Gesetzes. 
Der W ert einer solchen Verpflichtung ist aller­
dings deshalb fragwürdig, weil es sich bei 
einem solchen Gesetz nur um eine Selbstbin­
dung des Gesetzgebers handeln kann, von der 
dieser jederzeit sanktionslos wieder abgehen 
kann.

Eine Koordinierung in Raumordnungsange­
legenheiten ist zwischen dem Bund und den 
Ländern auf der Grundlage des Art. 17 B.-VG. 
auch durch privatrechtliche Verträge möglich, 
und zwar ohne Bindung an die Kompetenz­
verteilung (Pernthaler, a. a. O., S. 4). Auch ge­
genüber dem Ausland können solche pr iva t­
rechtlichen Verträge abgeschlossen werden.

Zu erwähnen ist in diesem Zusammenhang 
auch die am 25. Februar 1971 erfolgte Konsti­
tuierung einer österreichischen Raumord­
nungskonferenz. Ihre Aufgabe ist die Erarbei­
tung eines Raumordnungskonzeptes für Ö s te r ­
reich und die Koordination raum relevanter 
Maßnahmen zwischen den Gebietskörper­
schaften.

Von großer Bedeutung im vorliegenden 
Gesetzentwurf ist auch eine Bestimmung über 
die Grundlagenforschung für die überörtliche 
Raumplanung. Dies ist erforderlich, damit die 
Voraussetzungen für die Aufstellung von Lan­
desraumplänen vorhanden sind. Umgekehrt 
soll durch eine allgemeine Auskunftspflicht 
die Schaffung dieser Voraussetzungen gew ähr­
leistet werden.

Eine grundsätzliche Frage ist auch, ob das 
Grundteilungsrecht in das Raumplanungs­
gesetz einbezogen werden soll. Diese Frage 
ist zu bejahen, weil es sich bei der Grund­
teilung um Angelegenheiten der örtlichen 
Raumplanung und nicht etwa um A ngelegen­
heiten des land- und forstwirtschaftlichen 
Grundverkehrs oder des Baurechtes handelt. 
Es soll daher das geltende Grundteilungs­
gesetz, LGBl . Nr. 46/1968, in das Raumpla­
nungsgesetz eingebaut werden.

Im Zusammenhang mit der Erlassung des 
Raumplanungsgesetzes sollen schließlich die 
gesetzlichen Grundlagen für die Umlegung 
und Grenzänderung von Baugrundstücken — 
ähnlich dem Zusammenlegungsverfahren land- 
 und forstwirtschaftlicher Grundstücke nach 
dem Flurverfassungsgesetz (LGBl. Nr. 73/1971)

— geschaffen werden. Nach einer gesetzlichen 
Regelung auf diesem Gebiet drängen seit 
mehreren Jahren  insbesondere einzelne Ge­
meinden und die Vorarlberger gemeinnüt­
zige W ohnungsbau- und Siedlungsgesellschaft 
m. b. H. Vielfach haben nämlich im Bauland 
einzelne Grundstücke verschiedener Eigen­
tümer eine solche Lage, Form oder Größe, daß 
sie für sich allein nicht oder nur sehr ungün­
stig bebaubar sind. Oft könnten durch eine 
Zusammenlegung und Neuaufteilung solcher 
Grundstücke zweckmäßig gestaltete Bauplätze 
gebildet werden, was meistens allen Grund­
eigentümern einen Vorteil bringen würde. 
Auch die Gemeinden haben an solchen Um­
legungen ein Interesse, weil auf diese W eise 
neue Bebauungsmöglichkeiten geschaffen w er­
den und oft eine wirtschaftlichere Erschließung 
möglich ist. Auf Grund der gemachten Erfah­
rungen kommt es aber vor, daß an einer sol­
chen Neuordnung in einem bestimmten Gebiet 
zwar der weitaus überwiegende Teil der 
Grundeigentümer interessiert ist, daß aber 
eine solche bessere Gestaltung des Baulandes 
an der W eigerung einzelner weniger Grund­
eigentümer scheitert. Diesen Hindernissen 
kann  nur durch entsprechende Zwangsrechte 
begegnet werden, damit eine zweckmäßige 
Neueinteilung von Baugrundstücken auch ge­
gen den Willen einzelner Grundeigentümer 
durchgeführt werden kann. Das öffentliche In­
teresse an der bestmöglichen Nutzung des 
vorhandenen, aber immer knapper werdenden 
Baulandes läßt die hiezu nötigen Eigentums­
eingriffe gerechtfertigt erscheinen. Ähnliche 
Regelungen bestehen schon lange in den Län­
dern Oberösterreich und W ien und seit Fe­
bruar 1972 auch in Tirol.

Mit diesem Gesetz soll also eine umfas­
sende Grundlage für wirksame überörtliche 
und örtliche Raumplanungsmaßnahmen ge­
schaffen werden, die sich nach den in diesem 
Gesetz selbst verankerten  Zielen richten müs­
sen. Die bisher in verschiedenen Gesetzen 
bestandenen Regelungen raumplanerischen 
Inhalts werden durch das in diesem Gesetz 
enthaltene geschlossene System der Raumpla­
nung entbehrlich und können daher aufgeho­
ben werden, was eine weitere Rechtsbereini­
gung mit sich bringt.

Der Gesetzentwurf weist folgende Gliede­
rung auf:

I. Hauptstück

Allgem eine Bestimmungen
§ 1 — Allgemeines
§ 2 — Raumplanungsziele
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§ 3

§ 4 
§ 5

§ 6 
§ 7 
§ 8 
§ 9 
§ 10

§ 11 
§ 12 
§ 13 
§ 14 
§ 15 
§ 16 
§ 17 
§ 18 
§ 19 
§ 20 
§ 21 
§ 22

§ 23 
§ 24 
§ 25 
§ 26 
§ 27 
§ 28 
§ 29 
§ 30

§ 31 
§ 32

— Verhältnis zu Planungen des Bundes, 
anderer Länder und des Auslandes

— Raumplanungsbeirat
— Grundlagenforschung und 

Auskunftspflicht

II. Hauptstück
Raumplanung durch das Land

— Landesraumpläne
— W irkung eines Landesraumplanes
— Änderung eines Landesraumplanes
— Bausperre
— Benützung fremder Grundstücke

III. Hauptstück
Raumplanung durch die Gemeinden

1. Abschnitt 
Flächenwidmungsplan

— Allgemeines
— Bauflächen
— Freiflächen
— Verkehrsflächen
— Vorbehaltsflächen
— Verfahren
— W irkung
— Änderung
— Regelmäßige Überprüfung 
-— Bausperre
— Benützung fremder Grundstücke
— Entschädigung

2. Abschnitt 
Bebauungsplan

— Allgemeines
— Verfahren
— W irkung
— Änderung
— Maß der baulichen Nutzung
— Arten der Bebauung
— Bausperre
— Benützung fremder Grundstücke

IV. Hauptstück 
Teilung von Grundstücken

— Bewilligung
— Verfahren

V. Hauptstück
Umlegung und Grenzänderung von 

Grundstücken

1. Abschnitt

Umlegung von Grundstücken
§ 33 — Begriff und Zweck 
§ 34 — Einleitung des Verfahrens 
§ 35 — Rechtswirkungen der Einleitung 

des Verfahrens 
§ 36 — Umlegungsplan 
§ 37 — Neuverteilung 
§ 38 — Gemeinsame Anlagen 
§ 39 — Auflage des Umlegungsplanes 
§ 40 — Umlegungsbescheid 
§ 41 — Rechtswirkungen

des Umlegungsbescheides 
§ 42 — Rechte Dritter 
§ 43 — Gebühren- und Abgabenbefreiung

2. Abschnitt

Grenzänderung
§ 44 — Begriff und Zweck 
§ 45 — Antrag 
§ 46 — Durchführung

VI. Hauptstück

Straf-, Übergangs- und Schlußbestimmungen
§ 47 — Strafen
§ 48 — Übergangsbestimmungen 
§ 49 — Eigener Wirkungsbereich der 

Gemeinde
§ 50 •— W irksamkeitsbeginn und A ußerkraft­

treten von Vorschriften

II. Im einzelnen wird bemerkt:

Zu § 1:
Es ist erforderlich, eine Legaldefinition des 

Begriffes „Raumplanung" zu geben, weil die­
ser Begriff in der Lehre ganz verschieden be­
stimmt wird. Die vorliegende Begriffsdefini­
tion geht auf den bereits im allgemeinen Teil 
des Berichtes zitierten Rechtssatz des Verfas­
sungsgerichtshofes im Erkenntnis Slg. 2674 
(BGBl. Nr. 162/1954) zurück. (Der Ausdruck 
„Raumordnung" dieses Erkenntnisses wurde 
durch die B.-VG.-Novelle 1962 — Art. 118 
Abs. 3 Z. 9 — in „Raumplanung" verändert.) 
Hiernach soll durch die Raumplanung eine 
geordnete Bebauung des zur Verfügung ste­
henden und praktisch nicht verm ehrbaren Bo­
dens sichergestellt und andererseits die Er­
haltung von unbebauten Flächen gewährlei­
stet werden.

Der Abs. 3 grenzt den Geltungsbereich des 
Gesetzes und damit die Planungstätigkeit des 
Landes und der Gemeinden von der Zustän-
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digkeit des Bundes ab. Die normative Bedeu­
tung dieser Bestimmung liegt vor allem darin, 
daß sie zwingend jede Auslegung der einzel­
nen Vorschriften des Gesetzentwurfes h in tan­
hält, die einen Eingriff in eine vorhandene 
Bundeskompetenz darstellen würde. Von Be­
deutung ist dies insbesondere im Hinblick auf 
die im § 2 umschriebenen Raumplanungsziele.

Zu § 2:
Im § 2 werden die Ziele bzw. die Zwecke 

der Raumplanung genannt, was der rechts­
staatliche Gedanke wohl erfordert. Diese Ziele 
können durch die Raumplanung teils unmittel­
bar erreicht, teils nur gefördert und teils kann 
zumindest ein Zuwiderhandeln verhindert 
werden. Im Abs. 1 werden diese Ziele allge­
mein umschrieben. Zunächst geht es darum, 
den Lebensraum vor Gefahren zu schützen und 
auf der anderen Seite die Voraussetzungen 
für die günstigste Nutzung des Raumes im 
Interesse des Gesamtwohles der Bevölkerung 
zu schaffen. Die Gefahren können in N a tu r­
gewalten oder menschlichen Eingriffen ihre 
Ursache haben.

Im Abs. 2 werden dann im einzelnen sol­
che Ziele aufgezählt. Aus dem W ort „insbe­
sondere" ergibt sich, daß es sich nicht um eine 
erschöpfende Aufzählung handelt und daß nur 
die wichtigsten der zu beachtenden In teres­
sen angeführt sind.

Durch den § 2 wird auch dem im Art. 18 
Abs. 1 und 2 B.-VG. verankerten  Legalitäts­
prinzip Rechnung getragen, weil damit eine 
gesetzliche Vorausbestimmung für die zu e r ­
lassenden Landesraumpläne (§ 6) und Flächen­
widmungspläne (§ 11) geschaffen wird. Aller­
dings liegt es in der Natur der Sache, daß 
hier mit unbestimmten Gesetzesbegriffen ge­
arbeitet werden muß. Der Verfassungsgerichts­
hof hält die V erw endung solcher unbestimm­
ter Rechtsbegriffe für unbedenklich und mit 
dem Rechtsstaatsprinzip vereinbar, wenn sie 
einen so weit bestimmbaren Inhalt haben, daß 
eine darauf aufgebaute Verordnung auf ihre 
Übereinstimmung mit diesem Inhalt überprüft 
werden kann. Nach Unkart (Strukturanalyse 
des österr. Bundesgebietes, S. 822) läßt sich aus 
der Rechtssprechung des Verfassungsgerichts­
hofes (Erk. Slg. 3809/1960) sogar ableiten, daß 
für den V erordnungsgeber genügende Deter­
mination bereits in dem Begriff „Flächenwid­
mungsplan" enthalten ist, ohne daß es vieler 
im Gesetz konkret genannter Grundsätze für 
dessen Aufstellung bedürfte. Im Erkenntnis 
des Verwaltungsgerichtshofes, ZI. 6785/A/1965, 
wird in diesem Zusammenhang folgendes aus­
geführt: „Gemeinderatsbeschlüsse, mit w el­

chen ein Flächenwidmungs- oder Bebauungs­
plan aufgestellt oder abgeändert wird, sind 
zwar nach der übereinstimmenden Rechtsspre­
chung des Verwaltungsgerichtshofes (Erk. Slg. 
2386/A/1952) und des Verfassungsgerichts­
hofes (Erk. Slg. 1405) generelle, auf der Stufe 
einer V erordnung stehende Verwaltungsakte. 
Sie unterscheiden sich aber von den übrigen 
unter Art. 18 B.-VG. fallenden Verordnungen 
durch die Art ihrer inhaltlichen Determinie- 
rung. W ährend  für Durchführungsverordnun­
gen im allgemeinen nach der ständigen Rechts­
sprechung des Verfassungsgerichtshofes (Erk. 
Slg. 176, 2294 u. a.) gefordert wird, daß be ­
reits aus dem Gesetz alle wesentlichen M erk­
male der beabsichtigten Regelung zu ersehen 
sind (Prinzip der Vorausbestimmung der be ­
absichtigten Regelung), ist dies bei den Regu­
lierungsbeschlüssen in der gleichen W eise 
nicht möglich. W ohl muß das Gesetz bestim­
men, welche Flächenwidmungen und welche 
Bebauungsbestimmungen festgesetzt werden 
können. Es ist aber nicht möglich, schon in 
der Bauordnung oder in einer sonstigen bau- 
rechtlichen Bestimmung auf Gesetzesstufe im 
einzelnen festzulegen, für welche Gebiete die 
im Gesetz vorgesehenen W idmungen oder Be­
bauungsvorschriften gelten sollen."

Selbstverständlich bezieht sich der ge­
samte § 2 nur auf jenen hoheitsrechtlichen und 
privatrechtlichen Bereich, der in die Zustän­
digkeit des Landes fällt. Die Zuständigkeiten 
des Bundes werden im Sinne des § 1 Abs. 3 
des Entwurfes nicht berührt. W enn im Abs. 2 
vereinzelt Angelegenheiten genannt werden, 
die in die Kompetenz des Bundes fallen, be­
deutet dies keineswegs, daß unzulässiger­
weise auf diesen Gebieten eine Regelung 
durch den Landesgesetzgeber getroffen wird. 
Es wird damit lediglich normiert, daß bei der 
Raumplanungstätigkeit alle für das Gesamt­
wohl bedeutsamen Interessen zu beachten 
sind.

In der Festschrift für Rudolf Wurzer, Das 
Kärntner Raumordnungsgesetz, W ien 1970,
S. 43, vertritt  Unkart die Auffassung, daß Ent­
wicklungsziele in einem Raumordnungsgesetz 
„an sich kompetenzneutral" sind. Die kompe­
tenzmäßige Relevanz ergebe sich erst aus der 
Rechtswirkung, die man solchen Zielen zu­
erkenne. Dazu ist auf das Verfassungsgerichts­
hoferkenntnis Slg. 3238/1957 zu verweisen, w o­
nach zwar auf den Zweck eines Gesetzes 
allein die Landeskompetenz nicht gestützt 
w erden könne, es aber entscheidend darauf 
ankomme, ob die zur Erreichung des Zweckes 
angeordneten  Maßnahmen inhaltlich in die 
Bundeskompetenz eingreifen. Daher ist erst 
an den konkreten  Maßnahmen zur Erreichung
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der Ziele zu erkennen, ob Bundeskompeten­
zen verletzt werden. Eine solche Kompetenz­
verletzung würde also dann vorliegen, wenn 
die Verordnungen nach §§ 6, 11 und 23 M aß­
nahmen enthalten würden, die nicht in die 
Landesvollziehung fallen.

Mit der Frage, ob der Landesgesetzgeber 
bei der Regelung einer in seine Zuständigkeit 
fallenden Materie auch Interessen berücksich­
tigen darf, für die an sich eine Bundeszustän­
digkeit gegeben ist, hat sich der Verfassungs­
gerichtshof in seinen Erkenntnissen Slg. 423L 
1962 und 4486/1963 auseinandergesetzt. In, 
ersten Erkenntnis hat der Verfassungsgerichts­
hof zu § 6 Z. 3 des Wohnsiedlungsgesetzes 
ausgeführt, daß es verfassungsrechtlich unbe­
denklich sei, „wenn die in Rede stehenden auf 
die planmäßige Ordnung der Aufschließung 
von Wohnsiedlungsgebieten oder das Wohl 
der Siedler ziehenden Interessen im einzelnen 
Fall auch mit Angelegenheiten verknüpft sind, 
die in den Hoheitsbereich des Bundes fallen". 
In dem anderen Erkenntnis hat der Verfas­
sungsgerichtshof zu § 5 Abs. 2 lit. d der W ie ­
ner Bauordnung ausgesprochen, daß es dem 
Landesgesetzgeber nicht verw ehrt sei, „im 
Zusammenhang mit der zu regelnden Materie 
alle öffentlichen Zwecke und daher auch die 
des Bundes zu berücksichtigen". Daraus folgt, 
daß der Landesgesetzgeber durchaus auch 
nicht in seine Kompetenz fallende Interessen 
berücksichtigen kann, soweit dies für eine 
Regelung erforderlich oder zweckmäßig ist.

Die Bestimmung des Abs. 3 ist erforderl ich,  
weil es bei der Verwirklichung der Raumpla­
nung laufend Vorkommen wird, daß einander 
entgegenstehende Interessen vorliegen. Hie­
bei soll unter dem Gesichtspunkt des Gesamt­
wohles eine Interessenabwägung erfolgen.

Durch den Abs. 4 soll die Einhei t und Ge­
schlossenheit von Siedlungseinheiten, insbe­
sondere auch der Gemeinden, gefördert w e r­
den. Es ist auch aus Gründen des Schutzes 
des Landschafts- und Ortsbildes nicht immer 
erstrebenswert, daß die Gemeinden zusam­
menwachsen. Eine dem gleichen Zweck die­
nende Bestimmung sieht das Zürcher Bau­
gesetz im § 68b vor. Dort wird bestimmt, daß 
in den Bauordnungen der Gemeinden im w e­
sentlichen noch unbebaute Gebiete zur Tren­
nung von Quartieren und Gemeinden mit ei­
nem dauernden Bauverbot belegt werden dür­
fen.

Zu § 3:
fm Abs. 1 wird unterschieden zwischen 

rechtsverbindlichen, d. h. durch Gesetz, V er­
ordnung oder Bescheid festgelegten Planun­

gen und anderen Planungen, also solchen, die 
nicht rechtswirksam sind. Aus der Kompetenz­
verteilung der Bundesverfassung und aus der 
Rechtswirkung von Hoheitsakten überhaupt 
folgt, daß durch Hoheitsakte festgelegte Pla­
nungen des Bundes beachtet werden müssen. 
Dies soll in den §§ 6 und 11 in der Weise ge­
schehen, daß sowohl die Landesraumpläne 
eds auch die Flächenwidmungspläne solche 
Planungen des Bundes berücksichtigen müs­
sen. Anders ist die Lage bei nicht rechtswirk­
samen Planungen des Bundes, bei denen sich 
zunächst keinerlei Verpflichtungen für den 
Landesbereich ergeben. Wenn jedoch mit dem 
Bund eine Vereinbarung oder Gegenseitigkeit 
besteht, soll eine Berücksichtigung gleich wie 
bei rechtswirksamen Plänen erfolgen. Vere in­
barungen mit dem Bund können die Länder 
und Gemeinden derzeit nur als Träger von 
Privatrechten abschließen, da das B.-VG. eine 
solche Rechtsinstitution noch nicht vorsieht. 
Erwähnenswert ist in diesem Zusammenhang, 
daß im Forderungsprogramm der Bundeslän­
der unter Punkt 1/12 verlangt wird, den A b­
schluß von verbindlichen Vereinbarungen zwi­
schen Bund und Ländern in Angelegenheiten 
d e s  jeweiligen hoheitlichen W irkungsberei­
ches verfassungsgesetzlich zu ermöglichen. 
Hiebei ist ausdrücklich auf den A nwendungs­
bereich der Raumplanung verwiesen. Gegen­
seitigkeit kann dadurch bestehen, daß der 
Bund gleichartige oder übereinstimmende 
Rechtsakte, d. h. Gesetze, Verordnungen oder 
Bescheide erlaßt oder sonst in gleicher Weise 
vorgeht wie das Land oder die betreffende 
Gemeinde. Im Interesse einer möglichst w eit­
gehenden Koordinierung auf dem Gebiete der 
Raumplanung soll aber auch für den Fall, daß 
weder rechtsverbindliche Planungen noch V er­
einbarungen oder Gegenseitigkeit bestehen, 
bestimmt werden, daß derartige Planungen 
soweit zu berücksichtigen sind, als dies ohne 
Beeinträchtigung eigener Interessen möglich 
ist. Daraus ergibt sich auch, daß bei rechts­
wirksamen und auf einer Vereinbarung oder 
auf Gegenseitigkeit beruhenden Planungen die 
eigenen Interessen insoweit nicht zu berück­
sichtigen sind.

Durch Abs. 2 soll sichergestellt werden, daß 
bei einer Interessenkollision auf dem Gebiete 
der Raumplanung mit dem benachbarten Land 
Tirol eine gegenseitige Rücksichtnahme er­
folgt. Für diesen Zweck bietet sich der Art. 107 
B.-VG. an, wonach die Länder untereinander 
über Angelegenheiten ihres selbständigen 
Wirkungsbereiches V ereinbarungen treffen 
können. Für den Abschluß solcher Vereinba­
rungen ist auf Grund des Art. 35 Abs. 1 der 
Landesverfassung der Landeshauptmann zu-
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ständig. Solche Vereinbarungen bedürfen aber 
der Transformation in das Landesrecht. Dies 
soll hier in einem Landesraumplan, also durch 
eine Verordnung der Landesregierung, gesche­
hen. Auch hier sollen für den Fall, daß der 
Abschluß einer Vereinbarung nicht zustande 
kommt, Planungen des anderen Landes be ­
rücksichtigt werden, soweit dies ohne Beein­
trächtigung eigener Interessen möglich ist.

Der Abs. 3 bezweckt die notwendige Ko­
ordination mit Planungen des benachbarten 
Auslandes. Soweit eine Vereinbarung oder 
Gegenseitigkeit besteht, sollen Planungen 
berücksichtigt werden. W enn das nicht der 
Fall ist, soll auch hier eine Berücksichtigung 
erfolgen, soweit dies ohne Beeinträchtigung 
eigener Interessen möglich ist. Dieser V or­
schrift kommt auch im Hinblick auf § 6 Abs. 3 
Bedeutung zu.

Zu § 4:
Im Hinblick auf die sich aus § 2 ergebende 

Notwendigkeit, die kulturellen, wirtschaft­
lichen und sozialen Bedürfnisse der Bevölke­
rung des Landes bei der Raumplanung zu ve r­
folgen, erscheint es notwendig, daß die Lan­
desregierung einerseits durch In teressenver­
tretungen und andererseits durch Fachleute 
beraten wird. Diesem Zweck soll die Bildung 
eines Raumplanungsbeirates dienen.

Als Fachgebiete im Sinne des Abs. 2 lit. d 
kommen z. B. in Betracht: Städtebau und Ge­
meindeplanung, Landes- und Regionalplanung, 
Landschaftspflege und Grünraumgestaltung, 
Verkehr, Agrartechnik und Wasserbau, Forst­
technik. Ob es sich bei diesen Fachleuten um 
Beamte oder andere Experten, um Ausländer 
oder Inländer handelt, ist im Gesetz offen 
gelassen.

Nach Abs. 3 soll es dem Vorsitzenden frei­
gestellt sein, ob er ein anderes Mitglied der 
Landesregierung, das keineswegs sein allge­
meiner Vertre ter sein muß, oder einen Be­
amten mit der Vertretung beauftragt. Die Be­
stellung dieses Vertre ters  kann ständig oder 
nur für eine oder mehrere Sitzungen, aber 
auch nur für einen Teil einer Sitzung erfolgen.

Aus Abs. 4 ergibt sich, daß diese Mitglie­
der des Raumplanungsbeirates nach dem In­
krafttreten dieses Gesetzes noch auf den Rest 
der laufenden Funktionsperiode der Landes­
regierung zu bestellen sind.

Der Abs. 5 soll cs ermöglichen, den Sit­
zungen die jeweils erforderlichen Sachverstän­
digen und A uskunftspersonen, insbesondere 
auch die zuständigen Landesbeamten beizuzie­
hen.

Zu Abs. 7: Daß der Vorsitzende nicht 
stimmberechtigt sein soll, ergibt sich daraus,

daß der Raumplanungsbeirat die Landesregie­
rung beraten  soll und sich der Vorsitzende 
sonst selbst als Mitglied der Landesregierung 
beraten würde. Ebensowenig können die nach 
Abs. 5 beigezogenen Sachverständigen und 
Auskunftspersonen stimmberechtigt sein.

Zu § 5:
Eine Erforschung der Grundlagen sowie 

eine Sammlung und Bestandsaufnahme der 
für die Raumplanung bedeutsamen Unterlagen 
ist erforderlich, damit die im einzelnen nöti­
gen raumplanerischen Maßnahmen, insbeson­
dere für die Erlassung von Landesraumplä­
nen, getroffen werden können. Diese Aufgabe 
soll dem Land als Träger von Privatrechten ob­
liegen, wobei es dem Land überlassen ist, 
ob es durch eigene Organe oder mit Hilfe 
amtsfremder Einrichtungen diese Aufgabe er­
füllt. Diese Aufgabe kann sich nur auf die 
überörtliche Raumplanung erstrecken. Die Er­
gebnisse dieser Grundlagenforschung soll 
das Land allen interessierten Stellen zur V er­
fügung stellen müssen. Zu diesem Zweck kann 
das Land auch eine Art Raumplanungskataster 
einrichten.

Das Land und die Gemeinden sind bei der 
Raumplanung wesentlich auf die Auskünfte 
bzw. Mitarbeit anderer angewiesen. Insbeson­
dere kommen hiebei Gebietskörperschaften 
und sonstige Planungsträger in Betracht. Be­
deutsame Maßnahmen für die Raumplanung 
kann es z. B. bei der Energieversorgung oder 
bei Verkehrsunternehm ungen geben. Eine ei­
gene Bestimmung ist deswegen erforderlich, 
weil das Auskunftspflichtgesetz, LGBl. Nr. 29/ 
1968, für die hier erforderlichen Auskünfte 
nicht ausreicht.

Zu § 6:
Landesraumpläne sind die generellen 

Rechtsinstrumente der Raumplanung des Lan­
des, mit denen die Landesregierung die Raum­
planungsziele im Bereich der überörtlichen 
Raumplanung näher festzulegen hat. Damit 
sollen einerseits erwünschte Entwicklungen 
gefördert und in die richtigen Bahnen gelenkt 
und andererseits unerwünschte Entwicklungen 
aufgehalten und verhindert werden. Die Er­
lassung der Landesraumpläne hat im Rahmen 
der im § 2 genannten Raumplanungsziele und 
auf Grund der Ergebnisse der Grundlagenfor­
schung und erhaltenen Auskünfte gemäß § 5 
zu erfolgen.

Der Gesetzesentwurf beschränkt sich dar­
auf, wie bereits im allgemeinen Teil des Be­
richtes erwähnt wurde, die verbindlichen 
Pläne zu regeln. Neben diesen verbindlichen
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Raumplänen sind noch andere Planungen, ins­
besondere zur Vorbereitung der verbindlichen 
Pläne oder raumplanerische Gutachten mög­
lich, wie etwa „Entwicklungsprogramme".

Für die Landesraumpläne ist ebenso wie 
für die Flächenwidmungspläne und Be­
bauungspläne die Form der Verordnung v o r­
gesehen. Damit kommt der verbindliche Cha­
rakter eindeutig zum Ausdruck. Dies steht 
auch im Einklang mit der Rechtssprechung des 
Verfassungsgerichtshofes (z. B. Erk. Slg. 3094 
1956 und 4484/1963) und der des V erw altungs­
gerichtshofes (Erk. Slg. 2386/A/1962), nach 
welcher Flächenwidmungspläne und Be­
bauungspläne auf der Stufe einer Verordnung 
stehende Rechtsakte darstellen. Zur Frage 
der gesetzlichen Vorausbestimmung wird auf 
die Erläuterungen zu § 2 verwiesen.

Nach Abs. 2 sind Landesraumpläne sowohl 
für das gesamte Landesgebiet als auch für 
einzelne Teile des Landes und fachliche Lan­
desraumpläne für einzelne Sachbereiche der 
Raumplanung vorgesehen. Als sachliche Lan­
desraumpläne kommen etwa in Betracht 
ein Fremdenverkehrskonzept, Spitalskonzept, 
Schulkonzept, Agrarstrukturkonzept, Sport­
stättenplan, Naturschutzkonzept u. a. Regio­
nale Landesraumpläne könnten z. B. erlassen 
werden für das Rheindelta, für den Bregenzer­
wald oder für das Montafon. Sie dienen der 
Koordination innerhalb des Landes.

Der Abs. 3 trägt der österreichischen Auf­
fassung Rechnung, daß in bezug auf die H o­
heitsverhältnisse auf dem Bodensee ein Kon­
dominium der Uferstaaten besteht. W enn dies 
auch für die gesamte Rechtsordnung des Lan­
des maßgebend ist und daher eigentlich in den 
Art. 2 der Landesverfassung gehören würde, 
soll aber in dieses Gesetz ausdrücklich eine 
solche Bestimmung aufgenommen werden, 
weil sie hier von besonderer Bedeutung ist. 
Es sind durchaus Landesraumpläne möglich, 
die sich auf den Bodensee erstrecken, etwa auf 
dem Gebiet des Umweltschutzes (vgl. § 2 
Abs. 2 lit. b). Bei Planungen, die den Bodensee 
berühren, wird im besonderen der § 3 Abs. 3 
über die notwendige Rücksichtnahme auf Pla­
nungen des benachbarten Auslandes zu b e ­
achten sein. Genau gesagt ist in diesem Zu­
sammenhang unter „Bodensee" der Obersee 
mit Ausnahme des Überlinger Sees und des 
Konstanzer Trichters zu verstehen.

Bei der Aufstellung der Landesraumpläne 
darf in den Planungsbereich des Bundes nicht 
eingegriffen werden. Deshalb wird bereits im 
§ 3 das Verhältnis der Raumpläne auf Grund 
dieses Gesetzes zu rechtswirksamen Planun­
gen des Bundes festgelegt und hinsichtlich der 
Berücksichtigung solcher Bundesplanungen auf

§ 6 Abs. 3 dieses Entwurfes verwiesen. Dabei 
erhebt sich die Frage, wie die rechtsverbind­
lichen Planungen des Bundes berücksichtigt 
w erden müssen. Eine Aufnahme in den Lan­
desraumplan selbst wäre insofern problem a­
tisch, als dadurch ein Eingriff in Bundeszu­
ständigkeiten behauptet werden könnte. Es 
soll daher bestimmt werden, daß in Landes­
raumplänen nicht Planungen festgelegt w er­
den können, die einer rechtsverbindlichen Pla­
nung des Bundes widersprechen. Dadurch wird 
ein Vorrang für die zeitlich vorausgehende 
Planung bewirkt. Daneben sollen rechtswirk­
same Bundesplanungen aus Zweckmäßigkeits­
gründen in Landesraumplänen ersichtlich ge­
macht werden müssen. Der Ersichtlichmachung 
in einem Landesraumplan kommt nur dek lara­
tive Bedeutung zu.

Vor Erlassung eines Landesraumplanes 
sind naturgemäß umfangreiche Vorarbeiten 
notwendig, wobei darauf geachtet werden 
muß, alle betroffenen Interessen in bestmög­
licher W eise zu erfassen. Diesem Zweck dient 
der Abs. 4, der neben den Gemeinden beson­
ders auch die sog. Regionalplanungsgemein­
schaften erwähnt, wie sie bereits für den Bre­
genzerwald und den W algau bestehen. Als 
sonstige öffentliche Stellen kommen etwa 
Bundes- und Landesdienststellen (z. B. Militär­
kommando, Bahn, Straßenbauamt) sowie Kam­
mern in Betracht. Von einem Anhörungsrecht 
privater Stellen wurde bewußt abgesehen, 
weil es sich bei Landesraumplänen immer nur 
um grundsätzliche Festlegungen überörtlicher 
und allgemeiner Art handeln kann, die sich 
in der Regel auf Einzelpersonen und Einzel­
betriebe unmittelbar noch nicht auswirken. 
Aus § 4 Abs. 1 ergibt sich, daß in jedem Fall 
auch der Raumplanungsbeirat gehört werden 
muß.

Zu § 7:
Die W irkungen eines Landesraumplanes 

sollen mehrfacher Art sein. Zunächst soll ein 
Vorrang für Landesraumpläne gegenüber an­
deren V erordnungen auf Grund von Landes­
gesetzen festgelegt werden, soweit sich nicht 
auf Grund eines Landesgesetzes ausdrücklich 
ein anderer Verordnungsinhalt ergibt. Ande­
rerseits dürfen Bescheide auf Grund von Lan­
desgesetzen und auf Grund von Verordnungen 
des Landes oder der Gemeinden einem Lan­
desraumplan nicht widersprechen, und zwar 
auch hier soweit sich auf Grund eines Landes­
gesetzes nicht etwas anderes ergibt. Es kann 
also z. B. ein Naturschutzgebiet auf Grund des 
Naturschutzgesetzes nur dort geschaffen w er­
den, wo es in Übereinstimmung mit den Be­
stimmungen eines Landesraumplanes steht.
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Im Hinblick auf die Gemeinden ergibt sich 
insbesondere für die Gemeindeaufsichts­
behörde nach dem VI. Hauptstück des Ge­
meindegesetzes eine besondere Verpflichtung.

Der Abs. 2 besagt, daß entgegen dem Abs. 1 
erlassene Bescheide gemäß § 68 Abs. 4 lit. d 
AVG. 1950 von der sachlich in Betracht kom ­
menden Oberbehörde von Amts wegen als 
nichtig erklärt werden können.

Auf dem Gebiete der Privatrechtsverwal­
tung soll durch einen Landesraumplan ebenf
alls eine Bindung eintreten, und zwar für 

die Körperschaften des öffentlichen Rechts 
und die von diesen verwalteten Stiftungen, 
Fonds und Anstalten. Die Bindung besteht 
insbesondere darin, daß durch öffentlich-recht­
liche Körperschaften nur Maßnahmen geför­
dert werden dürfen, die der Erreichung der 
im § 2 genannten Ziele und der in einem Lan­
desraumplan festgelegten Anordnungen die­
nen oder ihnen zumindest nicht w iderspre­
chen. öffentlich-rechtliche Körperschaften sind 
z. B. die Gebietskörperschaften (Bund, Land 
und Gemeinden), die Kammern, die gesetzlich 
anerkannten Religionsgesellschaften und die 
Agrargemeinschaften.

Zu § 8:
Da die in Landesraumplänen festgelegten 

Konzepte die Grundlage für die Entwicklung 
der Bevölkerung, der Kultur, der Wirtschaft, 
des Verkehrs usw. sein sollen, müssen die 
Landesraumpläne auf längere Zeiträume ab­
gestellt werden und sollen nicht wahllos oder 
willkürlich geändert werden können. Die V or­
aussetzungen für eine Änderung sollen daher 
im Abs. 1 taxativ  festgelegt werden.

Aus Abs. 2 ergibt sich, daß für die Ände­
rung eines Landesraumplanes das gleiche V er­
fahren gilt wie für die Erlassung des Landes- 
raumplanes selbst.

Zu § 9:
Aus praktischen Gründen kann sich die 

Notwendigkeit ergeben, vor der Erlassung 
oder Änderung eines Landesraumplanes für 
bestimmte Gebiete eine Bausperre zu erlassen. 
Eine Bausperre kann jedoch im Hinblick auf 
den Schutz des Eigentumsrechtes nicht unbe­
schränkt aufrecht bleiben und soll deshalb 
mit drei Jah ren  und einer maximalen V erlän­
gerung um zwei Jahre  befristet werden.

Analog dazu ist im § 20 bzw. im § 29 die­
ses Gesetzentwurfes eine Bausperre zulässig, 
wenn diese zur Erlassung oder Änderung 
des Flächenwidmungsplanes bzw. eines Be­
bauungsplanes erforderlich ist.

Eine Bausperre enthält auch der § 42 des 
Straßengesetzes, LGBl. Nr. 8/1969, zur Freihal­
tung von Grundflächen für den Bau von Lan­
desstraßen und Gemeindestraßen. Eine w ei­
tere Bausperre ist vorgesehen im § 10 des 
dem Landtag bereits vorgelegten Entwurfes 
eines Baugesetzes (Landtagsbeilage 9/1972), 
wenn dies zur Bestimmung der Baulinie oder 
Baugrenze erforderlich ist.

Zu § 10:
lm Zuge der Vorbereitung und Erlassung 

eines Landesraumplanes kann es notwendig 
werden, fremde Grundstücke bzw. Bauwerke 
zu betreten, um Vermessungen, Grundunter­
suchungen und ähnliche Arbeiten durchzufüh­
ren und dabei entsprechende Zeichen anzu­
bringen. Beschränkungen für das Betreten von 
Grundstücken, die in Bundesgesetzen, etwa im 
Eisenbahngesetz und im Luftfahrtgesetz, ent­
halten sind, können durch dieses Landes­
gesetz bei verfassungskonformer Auslegung 
nicht berührt werden.

Eine gleichartige Bestimmung ist auch im 
§ 21 für die Erlassung von Flächenwidmungs­
plänen, im § 30 für die Erlassung von Be­
bauungsplänen und Verordnungen auf Grund 
der §§ 27 und 28 sowie im § 35 Abs. 5 zur 
Durchführung eines Umlegungsverfahrens vo r­
gesehen.

Eine ähnliche Regelung enthält auch der 
§ 40 des Straßengesetzes, LGBl. Nr. 8 1969, und 
der § 19 des dem Landtag vorgelegten Bau­
gesetzentwurfes (Landtagsbeilage 9/1972).

Zu § 11:
Anfänglich war vorgesehen, anstelle des 

Begriffes „Flächenwidmungsplan" den Begriff 
„Gemeinderaumplan" zu gebrauchen, einer­
seits in Anlehnung an die im Art. 118 Abs. 3 
Z. 9 B.-VG. festgelegte Bezeichnung „örtliche 
Raumplanung", andererseits als Gegenstück 
zum Begriff „Landesraumplan". Im Hinblick 
auf die im Begutachtungsverfahren gegen 
diese Absicht vorgebrachten Einwendungen 
soll nun aber der in den anderen Bundeslän­
dern übliche Ausdruck „Flächenwidmungsplan" 
verw endet werden.

Dem Landesraumplan im überörtlichen Be­
reich entspricht der Flächenwidmungsplan im 
Gemeindebereich. Aus grundsätzlichen Erwä­
gungen soll der Flächenwidmungsplan jeweils 
das ganze Gemeindegebiet umfassen. Der 
Flächenwidmungsplan hat sich an die im § 2 
festgelegten Raumplanungsziele und an be­
stehende Landesraumpläne zu halten. Nach 
der bereits zu § 6 zitierten Rechtssprechung 
des Verfassungsgerichtshofes und Verwal-
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tungsgerichtshofes ist für den Flächenwid­
mungsplan als generelle Norm die Rechtsform 
der Verordnung vorgesehen.

Die Verpflichtung der Gemeinden, einen 
Flächenwidmungsplan zu erlassen, beginnt 
nach dem Entwurf im Zeitpunkt des Inkraft­
tretens des Gesetzes. Es besteht kein Grund, 
hiefür eine Ubergangsfrist festzusetzen. Falls 
eine Gemeinde ihrer Verpflichtung, den Flä­
chenwidmungsplan zu erlassen, nicht nach­
kommt, obliegt es der Aufsichtsbehörde, die 
erforderlichen Anordnungen zu treffen. Als 
Aufsichtsmittel kommt hiebei insbesondere die 
Ersatzvornahme nach § 83 des Gemeindege­
setzes in Betracht, wobei davon auszugehen 
ist, daß die Erlassung des Flächenwidmungs­
planes zweifellos einen Fall unbedingter N ot­
wendigkeit darstellt.

Der Abs. 2 umschreibt die grundsätzlichen 
Widmungen, die in einem Flächenwidmungs­
plan festgelegt werden können. Daraus ergibt 
sich, daß andere als die hier aufgezählten 
W idm ungen nicht zulässig sind, daß aber 
andererseits in einem Flächenwidmungsplan 
nicht alle der hier angegebenen W idmungen 
festgelegt werden müssen. Die hier aufge­
zählten W idmungskategorien entsprechen den 
Bedürfnissen der Praxis und finden sich in 
dieser oder ähnlicher Form auch in den mei­
sten Raumplanungsgesetzen der anderen Bun­
desländer. Sie werden in den folgenden §§ 12 
bis 15 definiert und bestimmen damit die im 
jeweiligen Gebiet zulässigen Nutzungen. Da­
durch geben sie der in Betracht kommenden 
Behörde die rechtliche Grundlage für die Zu­
lassung oder Nichtzulassung bestimmter Bau­
ten und sonstiger Anlagen in den einzelnen 
Widmungsgebieten.

Rechtsverbindlichen Planungen des Landes 
darf ein Flächenwidmungsplan nicht w ider­
sprechen, wie es in bezug auf Landesraum­
pläne auch im § 16 Abs. 4 lit. a zum Ausdruck 
kommt. Wie bereits im § 3 Abs. 1 normiert 
wurde, müssen im Flächenwidmungsplan fer­
ner rechtsverbindliche Planungen des Bundes 
berücksichtigt werden. Hiebei ist für den 
Flächenwidmungsplan in gleicher W eise wie 
für einen Landesraumplan verlangt, daß er 
solchen Planungen des Bundes nicht w ider­
sprechen darf. Außerdem sollen im Flächen­
widmungsplan rechtsverbindliche Landes- und 
Bundesplanungen ersichtlich gemacht werden.

Der Abs. 4 legt der Gemeinde zusätzlich 
die Verpflichtung auf, im Flächenwidmungs­
plan Planungen und für die Raumplanung 
bedeutsame Verhältnisse einer anderen Ge­
meinde zu berücksichtigen. Dies gilt sowohl 
für rechtsverbindliche Planungen, d. h. durch

Verordnung oder Bescheid festgelegte, als 
auch für andere Planungen. Darüber hinaus 
sollen überhaupt die für die Raumplanung 
bedeutsamen Verhältnisse der Nachbarge­
meinden berücksichtigt werden müssen, ins­
besondere solange Planungen gar nicht vo r­
handen sind. Ein wesentlicher Unterschied zu 
den Planungen des Landes und des Bundes 
nach Abs. 3 liegt darin, daß es sich im Abs. 4 
bei Planungen einer anderen Gemeinde nicht 
um das gleiche Territorium handelt. Prak­
tisch soll also verhindert werden, daß z. B. 
eine Gemeinde an der Gemeindegrenze ein 
Erholungsgebiet vorsieht, während die Nach­
bargemeinde das angrenzende Gebiet als In­
dustriezone festlegt. Diese Bestimmung gibt 
auch der Aufsichtsbehörde, falls eine Über­
einstimmung zwischen den beteiligten Ge­
meinden nicht erzielt wird, die Verpflichtung, 
bei der Genehmigung des Flächenwidmungs­
planes nach § 16 Abs. 4 festzustellen, ob die 
Berücksichtigung dem Gesetz entsprechend 
erfolgt ist. Hiebei wird auch zu prüfen sein, 
inwieweit eine Beeinträchtigung eigener In ter­
essen gegeben ist. In diesem Zusammenhang 
kann letztlich die zeitliche Priorität entschei­
dend sein. Die Landesregierung hat aber, — 
abgesehen von ihrer Aufgabe, die Flächen­
widmungspläne auf ihre Rechtswidrigkeit hin 
zu überprüfen und damit auch zu untersuchen, 
ob dem § 11 Abs. 4 entsprochen ist, — mög­
lichst durch Erlassung von Landesraumplänen 
die erforderliche Koordinierung und Überein­
stimmung zwischen benachbarten Gemeinden 
herbeizuführen.

Durch Abs. 5 soll eine gewisse Einheitlich­
keit in der Form der Pläne gewährleistet 
werden.

Zu § 12:
Im Abs. 1 werden die allgemeinen V oraus­

setzungen bestimmt, denen ein Gebiet ent­
sprechen muß, damit es als Baufläche ge­
widmet werden kann. In technischer Hinsicht 
ist hiebei nicht nur die Beschaffenheit von 
Grund und Boden, sondern auch die Frage 
der Gefährdung von Grundflächen durch Hoch­
wasser, Vermurungen, Lawinen usw. zu prüfen. 
Wichtiger sind aber heute fast noch die w irt­
schaftlichen Überlegungen, bei denen es in 
erster Linie um die Kosten der Erschließung 
und Versorgung des Gebietes geht. Von b e ­
sonderer Bedeutung ist in diesem Zusammen­
hang auch der Abs. 2, der gewährleisten soll, 
daß im Interesse des Gewässerschutzes Bau­
grundstücke im Bauflächengebiet an eine 
öffentliche Kanalisation angeschlossen werden. 
Hinsichtlich des Außmaßes der von der Ge­
meinde als Bauflächen festzulegenden Gebiete
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ist die Gemeinde einerseits durch die Raum­
planungsziele (§ 2) und andererseits durch 
die vorgesehene Frist von 15 Jahren  gebunden.

Die Aufzählung der Arten  von Bauflächen 
im Abs. 3 ist taxativ, d. h. andere Arten von 
Bauflächen dürfen nicht vorgesehen werden. 
Andererseits müssen aber in einem Flächen­
widmungsplan nicht alle dieser verschiedenen 
Arten von Bauflächen festgelegt werden.

Zu § 13:
Die Freiflächen umfassen die Grünflächen 

und das unproduktive Gebiet. Auf den Frei­
flächen soll eine andere als die land- und 
forstwirtschaftliche Nutzung nur zulässig sein, 
wenn hiefür im Flächenwidmungsplan nach 
Abs. 2 Sonderflächen festgelegt werden. Auf 
diesen Sonderflächen sollen Gebäude und A n ­
lagen erstellt werden können, die ihrer Zweck­
widmung nach an einen bestimmten Standort 
gebunden sind. Die Notwendigkeit für Sonder­
flächen ergibt sich daraus, daß solche Anlagen 
vielfach nicht im Bauflächengebiet vorgesehen 
werden können. Ausdrücklich sei betont, daß 
die Festlegung einer Sonderfläche rechtlich mit 
der W idmung einer Fläche als V orbehalts­
fläche im Sinne des § 15 überhaupt nichts zu 
tun hat.

Der Abs. 3 schafft die Möglichkeit, über 
den im § 12 Abs. 1 genannten Zeitraum von 
15 Jahren  hinaus Bauflächen zu planen und 
zwar als sogenannte Bauerwartungsflächen. 
Für die zulässige Nutzung soll eine solche 
Widmung jedoch zunächst keinerlei Konse­
quenzen haben. Das Tiroler Raumordnungs­
gesetz, LGBl. Nr. 10/1972, sieht im § 11 Abs. 4 
vor, daß Grundflächen als Aufschließungsge­
biete gekennzeichnet w erden können. Auch 
nach Art. 15 Abs. 3 des schweizerischen Raum­
planungsgesetzentwurfes können auf ähnliche 
Weise „Bauentwicklungsgebiete" ausgeschie­
den werden.

Zu § 14:
Die W idmung der Verkehrsflächen darf sich 

aus verfassungsrechtlichen Gründen nicht auf 
Bundesstraßen und soll sich aus rechtspoliti­
schen Gründen nicht auf Landesstraßen er­
strecken. Von der W idmung sollen nur die­
jenigen Gemeindestraßen erfaßt werden, die 
einerseits dem Durchgangsverkehr dienen und 
andererseits für die großräumige Erschließung 
des Gemeindegebietes, d. h. nicht für die Fein­
erschließung, bestimmt sind. Der § 9 des Stra­
ßengesetzes, LGBl. Nr. 8/1969, wird dadurch 
nicht berührt.

Nach Abs. 2 sollen jedoch Landesstraßen 
und Bundesstraßen, soweit sie tatsächlich be­
stehen oder rechtswirksam festgelegt sind, er­

sichtlich gemacht werden. Der Ersichtlich
machung kommt nur deklarative Bedeutung zu 
(vgl. auch § 11 Abs. 3).

Zu § 15:

Die Möglichkeit der Gemeinde, Vorbehalts­
flächen zu schaffen, dient dem Zweck, bestimm­
te Flächen für den Gemeinbedarf von vo rn ­
herein (schon im Flächenwidmungsplan) sicher­
zustellen. Die Sicherstellung darf im Hinblick 
auf den Schutz des Eigentumsrechtes allerdings 
nur auf beschränkte Zeit erfolgen. Eine Frist 
von drei Jahren  wird hiebei als vertre tbar 
angesehen. Nach Ablauf dieser Frist soll die 
Gemeinde entweder das Grundstück erwerben 
oder die W idmung als Vorbehaltsfläche auf- 
heben müssen. Über die Festsetzung des 
Preises sollen die ordentlichen Gerichte en t­
scheiden müssen, falls h ierüber zwischen den 
Parteien kein Einvernehmen erzielt wird.

Zu § 16:

Das Verfahren für die Aufstellung des 
Flächenwidmungsplanes ist im wesentlichen 
dem bisherigen Verfahren nach dem W ohn­
siedlungsgesetz nachgebildet. Durch die V or­
schriften der Absätze 1 bis 3 ist gewährleistet, 
daß die vom Flächenwidmungsplan berührten  
Dienststellen und Personen ihre Interessen 
geltend machen können. Neben den im Abs. 2 
ausdrücklich genannten Dienststellen werden 
als sonstige Dienststellen z. B. die Wildbach- 
 und Lawinenverbauung, die ÖBB, die Post- 
und Telegraphenverwaltung und die Zollver­
waltung in Betracht kommen.

Zu Abs. 4: Ein Genehmigungsvorbehalt zu­
gunsten der Aufsichtsbehörde ist gemäß Art. 
119a Abs. 8 B.-VG. nur zulässig, wenn über­
örtliche Interessen in besonderem Maß berührt 
werden. Diese Voraussetzung liegt beim Flä­
chenwidmungsplan, der ja  immer ein ganzes 
Gemeindegebiet umfaßt, schon im Hinblick auf 
seine Auswirkungen auf die Nachbargemein­
den und die N atur der Raumplanung überhaupt 
vor. Nach Art. 119a Abs. 8 B.-VG. darf als 
Grund für die Versagung der Genehmigung 
nur ein Tatbestand vorgesehen werden, der 
die Bevorzugung überörtlicher Interessen ein­
deutig rechtfertigt. Dieser Verfassungsbestim­
mung entsprechend sind in den lit. a bis c 
die Versagungsgründe taxativ  aufgezählt. Da­
bei stehen durchwegs überörtliche Interessen 
im Vordergrund. Bei der Frage, ob ein Flächen­
widmungsplan nach lit. a rechtswidrig ist, hat 
die Landesregierung insbesondere auch zu 
prüfen, ob die Vorschrift des § 11 Abs. 4
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befolgt wurde. Besondere Bedeutung kommt 
dabei dem Umstand zu, ob die Gemeinde — 
falls eine Bindung durch Vereinbarung oder 
Gegenseitigkeit nicht besteht — die Planungen 
und Verhältnisse der Nachbargemeinden im 
Hinblick auf die Beeinträchtigung eigener 
Interessen genügend berücksichtigt hat. W enn 
die Landesregierung findet, daß dies nicht 
geschehen ist, hat sie die Genehmigung zu 
versagen.

Eine Vorlage des von der Gemeindever­
tretung beschlossenen, eine Verordnung dar­
stellenden Flächenwidmungsplanes an die Be- 
zirksverwaltungsbehörde gemäß § 80 Abs. 1 
Gemeindegesetz ist nicht erforderlich, da sich 
diese Vorschritt nicht auf Verordnungen be­
zieht, die zu ihrer W irksam keit einer G eneh­
migung der Aufsichtsbehörde bedürfen. Dies 
ergibt sich aus § 80 Abs. 2 Gemeindegesetz, 
der sich nur auf rechtswirksame Verordnungen 
beziehen kann, weil noch nicht rechtswirksame 
Verordnungen nicht aufgehoben werden 
können.

Der Abs. 6 ist im Hinblick auf den V er­
ordnungscharakter des Flächenwidmungspla­
nes erforderlich. Es muß jedermann die Mög­
lichkeit haben, in den Flächenwidmungsplan 
Einsicht nehmen zu können.

Zu § 17:
Durch Abs. 1 wird eine über das vorlie­

gende Raumplanungsgesetz hinausgehende 
W irkung in der Richtung eintreten, daß auch 
bei Bescheiden auf Grund anderer Landes­
gesetze der Flächenwidmungsplan beachtet 
werden muß, es wäre denn, daß durch das 
betreffende Gesetz etwas anderes bestimmt 
würde. Dies wird etwa bei Bewilligungen auf 
Grund des Baugesetzes, des G rundverkehrs­
gesetzes und des Naturschutzgesetzes sowie 
bei Bewilligungen für Grundstücksteilungen 
nach § 31 dieses Gesetzes eine Rolle spielen.

Die Absätze 2 und 3 entsprechen sinngemäß 
den Abs. 2 und 3 des § 7. Auf die diesbezüg­
lichen Bemerkungen wird verwiesen.

Zu § 18:
Da es sich beim Flächenwidmungsplan um 

eine Planung für einen längeren Zeitraum 
handelt, soll er nicht nach freiem Ermessen, 
sondern nur aus wichtigen Gründen geändert 
w erden können. Eine Verpflichtung zur Ä nde­
rung soll in den im Abs. 1 lit. a und b taxativ 
aufgezählten Fällen bestehen. Eine Änderung 
der maßgebenden Rechtslage kann sich insbe­
sondere durch Erlassung oder Ä nderung eines 
Landesraumplanes ergeben, wobei zu beachten 
ist, daß der Flächenwidmungsplan gemäß § 11

Abs. 3 einem Landesraumplan nicht w ider­
sprechen darf. Falls die Gemeinde die erfor­
derliche Änderung nicht durchführt, ist eine 
Ersatzvornahme nach § 83 Gemeindegesetz 
durch die Aufsichtbehörde möglich.

Ein Verfahren im Sinne des § 16 ist bei 
Änderungen des Flächenwidmungsplanes w e­
gen der Auflassung einer Vorbehaltsfläche 
nicht erforderlich, da hier nur ein Einzelfall 
betroffen wird. Im gleichen Sinne soll auch in 
anderen Fällen von einer Planauflage abge­
sehen werden können, wenn die Betroffenen 
angehört werden.

W enn die Voraussetzungen für eine Ände­
rung gemäß Abs. 1 nicht vorliegen, hat die 
Landesregierung die Genehmigung zu v e r­
sagen. Dies ergibt sich aus § 16 Abs. 4 lit. a, 
wonach der Flächenwidmungsplan nicht rechts­
widrig sein darf.

Zu § 19:
Im Hinblick auf die ständige W eite ren t­

wicklung auf allen Lebensgebieten ist es not­
wendig, die Raumordnungsgrundlagen und 
Zielsetzungen von Zeit zu Zeit zu überprüfen 
und den allenfalls e ingetretenen V eränderun­
gen Rechnung zu tragen. Hiebei soll die Be­
völkerung selbst in regelmäßigen Zeitabstän­
den zu einer Überprüfung des Flächenwid­
mungsplanes bzw. zur Einbringung von A b­
änderungsvorschlägen aufgerufen werden. 
Falls die Voraussetzungen für eine Änderung 
des Flächenwidmungsplanes gegeben sind, soll 
die Gemeinde zur Einleitung der Änderung 
verpflichtet sein, und zwar unabhängig davon, 
ob Anregungen nach Abs. 1 eingelangt sind 
oder nicht.

Zu § 20:
Die Notwendigkeit, für bestimmte Gebiete 

('ine Bausperre zu erlassen, kann sich auch im 
Zusammenhang mit der Aufstellung eines 
Flächenwidmungsplanes ergeben. Auf die Er­
läuterungen zu § 9 wird verwiesen.

Zu § 21:
Hiezu gelten sinngemäß die Bemerkungen 

zu § 10.

Zu § 22:
Da die Aufstellung eines Flächenwidmungs­

planes gewisse Eigentumsbeschränkungen mit 
sich bringt, erhebt sich die Frage einer Ent­
schädigungsverpflichtung. Vorweg muß fest- 
gestellt werden, daß nach der Rechtsspre­
chung des Verfassungsgerichtshofes (Erk. Slg. 
2572 1953) eine Entschädigungspflicht nicht 
einmal für Enteignungen und daher umso
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weniger für Eigentumsbeschränkungen v e r­
fassungsgesetzlich festgelegt ist. Andererseits 
ist es unbestreitbar, daß durch den Flächen­
widmungsplan Vermögensnachteile durch 
W ertm inderungen entstehen können. Es kön­
nen aber auch W erterhöhungen  eintreten. Die 
W ertste igerung beruht einmal unmittelbar auf 
der W idmung etwa bisher landwirtschaftlicher 
Grünflächen zu Bauflächen, zum zweiten auf 
der mit der W idmung als Baufläche einsetzen­
den Erschließung und zum dritten auf der V er­
knappung der möglichen Bauflächen durch die 
W idmung umliegender Grundstücke zu Frei­
flächen. In diesem Zusammenhang schreibt 
Fröhler (Die Gemeinde im Spannungsfeld des 
Sozialstaates, Linz 1970): „Die Ausbildung 
eines entsprechenden ,Planwertausgleiches' 
erscheint als die einzig mögliche und sinnvolle 
Form, eine effektive Planung zu gewährleisten, 
ohne das private  Liegenschaftseigentum gänz­
lich preisgeben zu müssen . . . Die Entwicklung 
eines zweckentsprechenden Systems des Plan­
wertausgleiches bedarf noch eingehender 
Überlegungen. Das Problem ist lösbar, weil 
es gelöst werden muß."

In der Praxis gibt es allerdings weder in 
Österreich noch —- soweit hier bekannt ist — 
im Ausland brauchbare gesetzliche Regelun­
gen für dieses Problem. Mit einem solchen 
Wertausgleich wäre wahrscheinlich auch eine 
nicht vertre tbare  Aufblähung des V erw al­
tungsapparates verbunden. Andererseits ist 
zu bedenken, daß weitreichende Entschädi­
gungsbestimmungen beträchtlich zur Unter­
lassung der im Interesse des Gemeinwohles 
erforderlichen Planungsmaßnahmen führen 
und das Raumplanungsgesetz selbst damit 
praktisch undurchführbar machen würden. Die 
Gemeinden w ären  kaum  in der Lage, jene 
Entschädigungen voll zu leisten, die sich aus 
den durch Flächenwidmungspläne festgelegten 
W idmungen ergeben können.

Dieser Gesetzentwurf sieht zunächst im 
Abs. 1 in Anlehnung an die im burgenländi­
schen Raumplanungsgesetz, LGBl. Nr. 18/1969, 
getroffene Regelung vor, daß eine angemes­
sene Entschädigung zu leisten ist, wenn die 
Bebauung eines als Baufläche geeigneten 
Grundstückes verhindert wird und dadurch 
eine W ertminderung entsteht, daß vorher im 
V ertrauen  auf die Rechtslage nachweisbar 
Kosten für die Baureifmachung des Grund­
stückes aufgewendet wurden. Hiebei ist ins­
besondere an Aufwendungen gedacht, die 
durch eine Erschließung entstanden sind. 
Ähnliche Regelungen enthalten das Salzbur­
ger Raumordnungsgesetz, LGBl. Nr. 78/1968, 
das Tiroler Raumordnungsgesetz, LGBl. N um ­

mer 10/1972, das vom oberösterreichischen 
Landtag am 23. März 1972 beschlossene, aber 
noch nicht kundgemachte Raumordnungsge­
setz und das steiermärkische Gesetz über 
Flächennutzungspläne und Bebauungspläne, 
LGBl. Nr. 78/1965. Im Kärntner Raumord­
nungsgesetz, LGBl. Nr. 76/1965, und im Kärnt­
ner Gemeindeplanungsgesetz, LGBl. N um ­
mer 1/1970, sowie im niederösterreichischen 
Raumordnungsgesetz, LGBl. Nr. 275/1968, 
sind keine Bestimmungen über die Leistung 
einer Entschädigung enthalten.

Im Abs. 2 geht diese Regierungsvorlage 
noch weiter und normiert auch dann eine Ent­
schädigungspflicht, wenn ein Grundstück, des­
sen benachbarte Grundstücke überwiegend 
als Bauflächen festgelegt werden, nicht eben­
falls als Baufläche festgelegt wird und da­
durch eine W ertm inderung entsteht. Dies 
kann  etwa bei der Freihaltung von Grund­
flächen für Parkanlagen oder Schipisten der 
Fall sein, die in das verbaute  Gebiet (Orts­
zentrum) hineinreichen. Eine vergleichbare 
Regelung ist nur in dem vorgenannten ober­
österreichischen Gesetzesbeschluß vorgesehen.

Der Abs. 5 ist dem § 7 Abs. 5 des Salz­
burger Raumordnungsgesetzes nachgebildet.

Zu § 23:
Der Bebauungsplan beschränkt sich im w e­

sentlichen auf raumplanerische Maßnahmen 
bei der Nutzung des Bodens zu Bauzwecken. 
Es soll dadurch eine zweckmäßige und geord­
nete Bebauung gesichert werden. Im Gegen­
satz zum Flächenwidmungsplan wird sich der 
Bebauungsplan regelmäßig nur auf einzelne 
Teile des Gemeindegebietes erstrecken. Der 
Bebauungsplan muß dem Flächenwidmungs­
plan untergeordnet sein und darf diesem nicht 
widersprechen. Er darf auch einem Landes­
raumplan nicht widersprechen und muß im 
Einklang mit den Raumplanungszielen des § 2 
stehen. Es ist jedoch nicht so, daß die Er­
lassung eines Bebauungsplanes das Bestehen 
des Flächenwidmungsplanes voraussetzt.

Der Bebauungsplan tritt an die Stelle des 
bisher im § 4 der Landesbauordnung geregel­
ten Verbauungsplanes (Teilregulierung). Der 
neue Begriff „Bebauungsplan" entspricht der 
Fachsprache und den in den Gesetzen der 
anderen Bundesländer enthaltenen Bezeich­
nungen.

W ie der Flächenwidmungsplan ist auch 
der Bebauungsplan eine Verordnung. Auf die 
diesbezüglichen Ausführungen zu den §§ 2, 6 
und 11 wird verwiesen.

Im Abs. 3 werden die einzelnen Punkte 
festgelegt, die ein Bebauungsplan enthalten
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muß, soweit dies nach Abs. 1 und 2 erforder­
lich ist. Hinsichtlich der einzelnen Begriffe 
wird mehrfach auf die einschlägigen Paragra­
phen des Baugesetzes verwiesen (Landtags­
beilage 9/1972). Das Baugesetz wird in der 
Folge im Landesgesetzblatt vor dem Raum­
planungsgesetz kundzumachen sein.

Der Ersichtlichmachung nach Abs. 4 kommt 
lediglich deklarative Bedeutung zu.

Zu § 24:
Das Verfahren soll im wesentlichen gleich 

wie dasjenige für den Flächenwidmungsplan 
geregelt werden. Die im § 16 Abs. 2 vorge­
schriebene Verständigung öffentlicher Dienst­
stellen ist jedoch hier nicht erforderlich. Ein 
Unterschied ergibt sich auch in bezug auf die 
Genehmigungspflicht der Bebauungspläne. 
W ährend  beim Flächenwidmungsplan immer 
überörtliche Interessen in besonderem Maß 
gemäß Art. 119 a Abs. 8 B.-VG. berührt wer­
den, muß diese Voraussetzung aber nicht bei 
jedem Bebauungsplan vorliegen. Die Prüfung, 
cb überörtliche Interessen in besonderem 
Maß berührt werden, muß dementsprechend 
bei Bebauungsplänen im Einzelfall erfolgen 
und kann nur der Landesregierung als zustän­
digem Organ für die überörtliche Raumplanung 
zukommen. Deshalb ist im Abs. 8 eine V or­
lagepflicht für alle von der Gem eindevertre­
tung beschlossenen Bebauungspläne vorgese­
hen. Die Gründe, aus denen die Genehmigung 
versagt werden darf, sind im Abs. 4 taxativ 
festgelegt. Die Genehmigung kann zufolge 
Abs. 5 ausdrücklich oder stillschweigend e r­
teilt werden. Sie soll nämlich auch dann als 
erteilt gelten, wenn innert sechs Monaten 
nach Einlangen des Bebauungsplanes bei der 
Landesregierung der Gemeinde kein Versa­
gungsbescheid zugestellt wird. Damit wird 
einerseits eine ausreichende Kontrollmöglich
keit durch die Landesregierung, andererseits 
aber eine beschleunigte Durchführung des V er­
fahrens und ein ehestmögliches Rechtswirk­
sam werden der beschlossenen Bebauungspläne 
sichergestellt.

Wie für Flächenwidmungspläne gilt auch 
für genehmigungspflichtige Bebauungspläne, 
daß der § 80 Gemeindegesetz nicht anzuw en­
den ist. Dagegen sind nicht genehmigungs­
pflichtige Bebauungspläne nach der im Abs. 3 
vorgeschriebenen Rückgabe durch die Landes­
regierung entsprechend dem § 80 Abs. 1 Ge­
meindegesetz unverzüglich der Bezirksverwal­
tungsbehörde zur Prüfung vorzulegen.

Zu § 25:
Im einzelnen wirkt sich der Bebauungsplan 

bei der Erteilung von Baubewilligungen nach 
dem Baugesetz aus.

Zu § 26:
Zu dieser Bestimmung wird auf die Erläute­

rungen zu § 18 dieses Gesetzentwurfes v e r ­
wiesen.

Zu § 27:
Nach dem bisher vorherrschenden System, 

das durch die Bebauung entlang der Straßen 
und durch die Einhaltung einer einheitlichen 
Höhe der Bauten innerhalb eines Baublocks 
gekennzeichnet war, wurde die Bebauungs­
dichte im wesentlichen durch die zulässige 
Höhe der Bauten und die Angabe, ob offene, 
halboffene oder geschlossene Bauweise zur 
Anwendung kommt, festgelegt. Nunmehr ist 
es erforderlich, eine geeignete Neuregelung 
für die Bebauungsdichte zu finden, die eine 
optimale Raumausnützung unter Berücksichti­
gung der angestrebten Raumverteilung ge­
währleistet. Damit diese Bestimmungen in der 
Praxis rascher zur Anwendung kommen, soll 
die Gemeindevertretung das Maß der bau ­
lichen Nutzung (in der M usterbauordnung „Be­
bauungsdichte" genannt) auch außerhalb eines 
Bebauungsplanes festlegen können.

Nach Abs. 2 soll das Maß der baulichen 
Nutzung nach viererlei Bemessungszahlen 
festgelegt werden können. Hiebei können Un­
terschiede nach der Art der baulichen Nutzung 
(z. B. Wohn-, Geschäfts-, Betriebsgebäude), 
die sich vor allem durch die W idmungen auf 
Grund des Flächenwidmungsplanes ergeben 
wird, oder nach der Art der Bebauung (§ 28) 
gemacht werden.

Die im Abs. 3 angegebenen Einzelheiten 
sollen durch Verordnung der Landesregierung 
festgelegt werden. Allerdings ist der ganze 
§ 27 ohne die nach Abs. 3 vorgesehene V er­
ordnung nicht anwendbar.

Durch Abs. 4 soll auch die Landesregierung 
ermächtigt werden, Höchst- und Mindestwerte 
für das Maß der baulichen Nutzung festzu­
legen. Einer solchen Verordnung der Landes­
regierung darf eine Verordnung der Gemeinde 
nach Abs. 1 oder ein Bebauungsplan nicht 
widersprechen.

Zu § 28:
Aus praktischen Gründen soll die Gemein­

devertretung die Möglichkeit haben, auch 
außerhalb eines Bebauungsplanes die Bebau­
ungsart festzulegen. Die im Abs. 2 angeführ­
ten Bebauungsarten entsprechen den im § 1 
Abs. 1 der Landesbauordnung festgelegten 
Bauweisen. Diesen Bebauungsarten ist ge­
meinsam, daß die Gebäude entlang von Ver-
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kehrsflächen angeordnet sind. W eitere  Ein­
teilungen w urden in den Entwurf nicht auf­
genommen, weil dies entbehrlich ist. Aus dem 
W ort „insbesondere" ergibt sich aber, daß 
die Gemeindevertretung auch andere Bebau­
ungsarten (z. B. sog. Atriumbauweise, Hang­
verbauung) festlegen kann.

Zu § 29:
Den Bedürfnissen der Praxis entsprechend, 

soll auch zur Erlassung oder Änderung eines 
Bebauungsplanes oder von V erordnungen auf 
Grund der §§ 27 und 28 eine Bausperre er­
lassen werden können. Auf die Erläuterungen 
zu § 9 wird verwiesen.

Zu § 30:
Diese Bestimmung entspricht den §§ 10 und 

21 dieses Gesetzentwurfes.

Zu §§ 31 und 32:
Im allgemeinen Teil des Berichtes wurde 

unter Punkt 4 bereits ausgeführt, daß das 
Grundteilungsrecht in das Raumplanungsge­
setz eingebaut w erden soll, weil es sich bei 
der Grundteilung um Angelegenheiten der 
örtlichen Raumplanung handelt. Inhaltlich 
wurden grundsätzlich die Bestimmungen der 
§§ 1 und 2 des Grundteilungsgesetzes, LGBl. 
Nr. 46/1968, übernommen. Es wird daher in­
soweit auf die zur Regierungsvorlage des 
Grundteilungsgesetzes und zum W iederho­
lungsbeschluß des Landtages gemachten A us­
führungen verw iesen (Landtagsbeilage 11/1968 
und Landtagsbeilage 26/1968).

Nicht übernommen w urden die Abs. 3 und 
4 des § 1 des Grundteilungsgesetzes, weil sich 
die in diesen Bestimmungen angeführten V er­
sagungsgründe weitgehend aus den Raumpla­
nungszielen (besonders § 2 Abs. 2 lit. c) e rge­
ben. Auch wäre es unsystematisch, nur auf 
einem bestimmten Gebiet die Ziele des § 2 
noch näher zu präzisieren. Im übrigen wird 
damit dem seinerzeitigen Einspruch der Bun­
desregierung gegen den Landtagsbeschluß 
über das Grundteilungsgesetz noch mehr der 
Boden entzogen. Die Anhörung und das Be­
rufungsrecht der Grundverkehrs-Ortskommis- 
sion bei der Teilung von land- oder forstwirt­
schaftlichen Grundstücken soll hingegen w ei­
terhin bestehen bleiben (§ 32 Abs. 2). W as 
land- oder forstwirtschaftliche Grundstücke 
sind, soll sich nach § 1 des G rundverkehrs­
gesetzes, LGBl. Nr. 20/1969, in der Fassung 
LGBl. Nr. 37/1971, richten.

Eine Änderung gegenüber der bisherigen 
Rechtslage besteht auch darin, daß für die 
Bewilligung nicht mehr der Bürgermeister,

sondern im Hinblick auf die zunehmende Be­
deutung und Wichtigkeit der Grundteilungen 
der Gemeindevorstand zuständig sein soll.

Ein den baurechtlichen Vorschriften w ider­
sprechender Zustand im Sinne des § 31 Abs. 2 
lit. c würde z. B. herbeigeführt, wenn die A b­
standsflächen nach § 6 des Baugesetzes nicht 
mehr gewährleistet wären.

Die neue Formulierung des § 32 Abs. 1 
geht auf einen Vorschlag des Bundesministe­
riums für Bauten und Technik zurück.

Zu § 33:
Bereits im allgemeinen Teil des Berichtes 

wurde auf die Notwendigkeit der Erlassung 
von Bestimmungen über die Umlegung von 
Grundstücken hingewiesen.

Der Abs. 1 enthält die Begriffsbestimmung 
und gleichzeitig in Verbindung mit § 34 Abs. 1 
jene Kriterien, die für eine Umlegung vor­
liegen müssen, damit sie zulässig ist. Daraus 
ergibt sich auch, daß für eine Umlegung das 
Bestehen weder eines Bebauungsplanes noch 
eines Flächenwidmungsplanes Voraussetzung 
ist.

W enn nach Abs. 4 Vorbehaltsflächen in 
eine Umlegung einbezogen werden, wird nach 
Abschluß des Verfahrens eine Änderung des 
Flächenwidmungsplanes notwendig sein.

Zu § 34:
Antragberechtigt soll neben den Grund­

eigentümern auch die Gemeinde sein, weil sie 
an der Schaffung zweckmäßig gestalte ter Bau­
grundstücke interessiert ist. Die Möglichkeit 
der Antragstellung durch dritte Personen, etwa 
durch Wohnbaugenossenschaften, erscheint 
nicht notwendig und ist daher nicht vorge­
sehen. Dies schließt aber nicht aus, daß eine 
solche Genossenschaft oder Gesellschaft na­
mens der Grundeigentümer einschreitet. Die 
Einleitung des Umlegungsverfahrens ist nach 
dem Entwurf nur auf A ntrag  möglich und 
nicht auch von Amts wegen.

Die Angabe der dinglich Berechtigten nach 
Abs. 3 lit. a ist mit Rücksicht auf die mit der 
Umlegung verbundenen Rechtsfolgen nach 
§ 42 erforderlich.

Der Lageplan nach Abs. 3 lit. b muß kein 
Geometerplan, aber auf jeden Fall m aßstab­
gerecht sein. Wichtig ist vor allem, daß sowohl 
das Umlegungsgebiet als auch die einzelnen 
Grundstücke genau abgegrenzt sind. Dies ist 
im Hinblick auf die nach § 35 Abs. 1 und 4 
ein tretenden W irkungen  notwendig.

Die Einleitung soll wie nach § 3 Abs. 1 
Flurverfassungsgesetz, LGBl. Nr. 43/1971,
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durch Verordnung und nicht in Bescheidform 
erfolgen. Dadurch erspart sich die Behörde 
die manchmal mit Schwierigkeiten verbundene 
Zustellung von Bescheiden.

Zuständige Behörde für die Umlegung soll 
die Landesregierung sein, weil ihr die Auf­
gaben der überörtlichen Raumplanung oblie­
gen. Die Angelegenheiten der Umlegung ge­
hören nicht zum eigenen Wirkungsbereich der 
Gemeinde (siehe die Ausführungen zu § 49).

Zu § 35:

Die mit der Erlassung einer Verordnung 
nach § 34 eintretenden Genehmigungsvorbe­
halte sollen verhindern, daß durch M aßnah­
men der Eigentümer der einbezogenen Grund­
stücke, insbesondere durch Grundstücksteilun­
gen und durch die Errichtung baulicher A n­
lagen, die Umlegung wesentlich erschwert 
oder unmöglich gemacht wird. Allein nach 
diesen Gesichtspunkten hat die Behörde ihre 
Entscheidung, ob eine Genehmigung nach 
Abs. 1 erteilt wird oder nicht, zu treffen. So­
weit ein Vorhaben auch nach anderen gesetz­
lichen Bestimmungen einer Bewilligung be ­
darf, tritt die Genehmigung nach § 35 Abs. 1 
neben diese Bewilligung. So ist z. B. für ein 
Bauvorhaben neben der Genehmigung nach 
§ 35 Abs. 1 selbstverständlich auch die Ein­
holung der baupolizeilichen Bewilligung für 
die Gemeindebehörde notwendig.

Durch Abs. 4 soll verhindert  werden, daß 
durch spätere grundbücherliche Eintragungen 
der Zweck des Umlegungsverfahrens beein­
trächtigt wird.

Zu Abs. 5 wird auf die Erläuterungen zu 
§ 10 verwiesen.

Zu § 36:

Das gemäß § 34 eingeleitete Umlegungs­
verfahren soll nur dann weitergeführt werden, 
wenn dies von der Gemeinde oder den 
Grundeigentümern von mindestens der Hälfte 
der umzulegenden Fläche innert einer be­
stimmten Frist unter Vorlage eines Umle­
gungsplanes beantragt wird. Die Einstellung 
des Umlegungsverfahrens soll wie dessen Ein­
leitung durch Verordnung erfolgen.

Der vorgelegte Umlegungsplan muß den 
Vorschriften der §§ 37 und 38 entsprechen. 
Seine Vorlage in fünffacher Ausfertigung ist 
nötig, damit alle beteiligten Stellen beteilt 
werden können (Landesregierung, Grundbuch, 
Vermessungsamt, Gemeinde, Antragsteller). 
Die unter Abs. 3 lit. b bis e verlangten Unter­
lagen w erden nicht im Plan selbst eingetragen, 
sondern diesem beigefügt sein.

Zu § 37:
Der Abs. 1 enthält die Grundsätze, die bei 

der Neuverte ilung sowohl vom Antragsteller 
beim vorgelegten Umlegungsplan als auch von 
der Behörde bei dessen Genehmigung (§ 40) 
zu beachten sind. Lit. a und b sprechen aus, 
daß jeder Grundeigentümer grundsätzlich den 
Anspruch auf ein neues Grundstück hat, das 
nach Größe und Lage dem eingebrachten 
Grundstück entspricht bzw. vergleichbar ist. 
Soweit eine Erfüllung dieses Anspruches nicht 
möglich ist und jemand im Hinblick auf die 
Größe oder Lage mit dem neuen Grundstück 
weniger erhält als er eingebracht hat, ist ihm 
eine entsprechende Geldabfindung zuzuerken­
nen (lit. c). Ein unbedingter Anspruch be­
steht jedoch nach lit. b zweiter Satz für bau ­
liche Anlagen, hinsichtlich derer gegen den 
Willen des Eigentümers ein Geldausgleich 
nicht möglich ist. An die Stelle des Anspruches 
auf ein Grundstück soll der Anspruch auf 
Geldabfindung treten, wenn der Grundan­
spruch so gering ist, daß der Betreffende kein 
Baugrundstück erhalten könnte (lit. d). Da es 
ein wesentlicher Zweck des Umlegungsver­
fahrens ist, Grundstücke, die wegen ihrer 
kleinen Fläche selbst nicht zweckmäßig be­
baut w erden können, aufzulösen, entspricht 
diese Umwandlung in einen Geldabfindungs­
anspruch dem W esen  der Umlegung.

Alle Grundeigentümer, für welche die N eu­
verteilung die Zuweisung von Grundstücken 
ergibt, die hinsichtlich ihrer Größe oder Lage 
höherwertig als die eingebrachten Grundstücke 
sind, sollen zum Ausgleich zu Geldleistungen 
verpflichtet sein (lit. e). Die Geldabfindung 
nach lit. c und d und die Geldleistungen nach 
lit. e müssen so festgelegt werden, daß sie 
sich gegenseitig aufheben (lit. f). Da durch 
jede Umlegung in einem Gebiet, dessen bis­
herige Eigentumsverhältnisse die zweckmä­
ßige Anordnung von Baugrundstücken v e r ­
hindert haben, nunmehr günstiger gestaltete 
Baugrundstücke geschaffen werden, muß durch 
jede Umlegung eine W erterhöhung aller be­
troffenen Grundflächen eintreten. Es ist daher 
nicht denkbar, daß Entschädigungsansprüche 
zu Recht in einem größeren Ausmaß geltend 
gemacht werden, als Verpflichtungen zur Lei­
stung einer Geldabfindung entstehen.

Die im Abs. 2 vorgesehene Möglichkeit, 
Miteigentum zu begründen bzw. aufzuheben, 
soll von der Zustimmung der betroffenen 
Grundeigentümer abhängig gemacht werden.

Zu § 38:
Durch Abs. 1 wird sichergestellt, daß im 

Umlegungsgebiet die erforderlichen gemein-
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samen Anlagen vorgesehen und die hiefür 
nötigen Grundflächen bereitgestellt werden. 
Diese Flächen sollen die Grundeigentümer im 
Verhältnis des W ertes ihrer eingebrachten 
Grundstücke aufbringen müssen.

Durch Abs. 3 wird die erforderliche Rege­
lung über die Kosten für die Herstellung und 
Erhaltung der gemeinsamen Anlagen getrof­
fen. Hiefür soll der W ert der neu zugewiese­
nen Grundstücke maßgebend sein.

Inwieweit für die notwendigen Straßen von 
der Gemeinde Grundflächen erworben bzw. in­
wieweit diese Straßen von der Gemeinde ge­
baut und erhalten werden, ist völlig offen 
gelassen. Ob für die Gemeinde hierzu eine 
Verpflichtung besteht, richtet sich nach § 9 
Straßengesetz. W enn die Gemeinde von vo rn ­
herein — unter welchen Bedingungen immer 
— die notwendigen Straßen als Gemeinde­
straßen erklärt, sind insoweit gemeinsame 
Anlagen nicht erforderlich. Bei Straßen, die 
als gemeinsame Anlagen gebaut und erhalten 
werden, kommt die Bildung von Straßengenos­
senschaften im Sinne des § 15 Straßengesetz 
in Betracht. Unter den im § 15 Abs. 3 Straßen­
gesetz bestimmten Voraussetzungen kann 
eine Straßengenossenschaft auch durch be­
hördliche Verfügung gebildet werden.

Zu § 39:
Die Auflage des Umlegungsplanes dient 

dazu, den von der Umlegung betroffenen 
Grundeigentümern Gelegenheit zu geben, ihre 
Interessen wahrzunehmen oder Ä nderungs­
vorschläge zu erstatten. Der Behörde steht es 
frei, nach der Auflage des Umlegungsplanes 
eine mündliche Verhandlung nach den Be­
stimmungen des AVG. 19501 durchzuführen. 
Dabei ist gemäß § 43 Abs. 6 AVG. 1950 bei 
einander widersprechenden Ansprüchen auf 
einen Ausgleich hinzuwirken.

Ob die erhobenen Einwendungen so ge­
wichtig sind, daß sie zu einer Versagung des 
vorgelegten Umlegungsplanes führen, hat die 
Behörde zu entscheiden. Es besteht aber die 
Möglichkeit, daß die A ntragsteller ihren A n­
trag bzw. Plan zurückziehen und einen neuen 
Plan vorlegen, der die Einwendungen ent­
sprechend berücksichtigt.

W enn mehrere Umlegungspläne vorgelegt 
wurden, hat die Behörde jeden nach Abs. 1 
aufzulegen. Dazu kann es kommen, wenn so­
wohl die Gemeinde als auch eine Mehrheit 
von Grundeigentümern oder verschiedene 
Mehrheiten von Grundeigentümern Umle­
gungspläne vorlegen.

Zu § 40:
Der Abs. 1 enthält eine Aufzählung der F ra­

gen über die im Umlegungsbescheid abge­

sprochen werden muß. W enn mehrere Umle­
gungspläne vorgelegt wurden, muß über je ­
den abgesprochen werden. Die Genehmigung 
kann  allerdings nur für einen Plan erteilt 
werden, und zwar für denjenigen, der den 
im Abs. 2 geforderten Voraussetzungen am 
besten entspricht.

Zu § 41:
Die wesentliche Rechtswirkung des Umle­

gungsbescheides ist der Untergang und die 
Neubegründung der Eigentumsrechte ent­
sprechend den Verfügungen des Umlegungs­
bescheides. Bis zu diesem Zeitpunkt waren 
die Eigentümer in ihrem Eigentumsrecht nur 
durch die Rechtswirkung des § 35 beschränkt.

Die im Abs. 2 getroffenen grundbuchs­
rechtlichen Bestimmungen haben, wie die 
übrigen zivilrechtlichen Bestimmungen dieses 
Gesetzes, ihre verfassungsrechtliche Grund­
lage im Art. 15 Abs. 9 B.-VG. Die Unerläß- 
lichkeit dieser Bestimmungen steht außer 
Frage.

Da der W eg der Einrichtung einer Masse 
mit eigener Rechtspersönlichkeit, an die einer­
seits Geldleistungen zu zahlen sind und der 
gegenüber andererseits der Anspruch auf 
Geldabfindungen besteht, aus rechtlichen und 
praktischen Erwägungen nicht gangbar er­
scheint, wird im Abs. 3 die Gemeinde als eine 
Art Zahlstelle für die gegenseitigen Ansprüche 
eingerichtet. Eine gleiche Regelung findet sich 
auch im Tiroler Raumordnungsgesetz. Ohne 
eine solche Stelle wären  die Geldausgleiche 
praktisch kaum  durchführbar. Um die Ge­
meinde nach Möglichkeit von finanziellen 
Lasten, insbesondere von Zinsen, zu befreien, 
wird bestimmt, daß die Geldleistungen einen 
Monat früher fällig sind als die Geldabfin­
dungen. Als Mittel zur Durchsetzung ihrer 
Ansprüche auf Geldleistungen steht der Ge­
meinde die Vollstreckung des Bescheides nach 
den Bestimmungen des § 3 VVG. 1950 zu, 
nach denen für solche Leistungen die Einlei­
tung des gerichtlichen Exekutionsverfahrens 
vorgesehen ist.

Zu § 42:
Die Bestimmungen über die Rechte Dritter 

stellen sich teilweise als Rechtswirkungen des 
Umlegungsbescheides (Abs. 1 und 3) und teil­
weise als Vorschriften für die Erlassung des 
Umlegungsbescheides (Abs. 2, 4 und 5) dar. 
Unter der Generalklausel des Abs. 1 sind ins­
besondere die Pfandrechte erfaßt.

Die unter Abs. 2 angeführten Dienstbar­
keiten sind im 7. Hauptstück des II. Teiles 
des ABGB. geregelt.
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Um den mit der Auflösung von Bestand­
rechten möglicherweise verbundenen Härten 
begegnen zu können, sollen zwei W ege e r ­
öffnet werden: Die Behörde kann den W eite r­
bestand des Bestandverhältnisses, das dem 
Umlegungszweck nicht entgegensteht, auf A n­
trag einer Partei feststellen oder, wenn die 
Voraussetzungen für eine solche Feststellung 
nicht gegeben sind und einem V ertragspart­
ner aus der Auflösung des Vertrages ein 
Schaden erwächst, eine Geldabfindung zuer­
kennen. Diese Geldabfindung ist gemäß Abs. 5 
durch eine entsprechende Geldleistung des 
durch die Aufhebung des Bestandvertrages 
begünstigten Bestandgebers auszugleichen. 
Der zuzusprechende Ersatz des Schadens kann 
somit unter Bedachtnahme auf die Regelung 
des Abs. 5 nie höher sein als der Vorteil des 
ehemaligen Bestandgebers.

Zu § 43:

Diese Bestimmung befreit alle A m tshand­
lungen von den Landeskommissionsgebühren 
und den Landesverwaltungsabgaben, nicht 
aber von den Stempel- und Rechtsgebühren, 
weil hiezu der Landesgesetzgeber nicht zu­
ständig wäre.

Zu § 44:
Die Grenzänderung ist eine Umlegung im 

kleinen und kommt dann zum Tragen, wenn 
es zur Verbesserung der Bebauungsmöglich­
keit genügt, Grenzen aneinandergrenzender 
Grundstücke zu verändern.

Zu § 45:

Bei dem nach Abs. 2 lit. a vorzulegenden 
Plan muß es sich nicht um einen Geometer­
plan handeln.

Zu § 46:
Nach Abs. 1 ist zunächst ein Einvernehmen 

der betroffenen Grundstückseigentümer anzu­
streben. Eine Grenzänderung gegen den W il­
len der Beteiligten wird wohl die Ausnahme 
darstellen und kann nur unter s trenger Be­
achtung der Grundsätze des Abs. 2 erfolgen.

W enn auch bei der Grenzänderung die 
Interessen der Parteien mehr im Vordergrund 
stehen als beim Umlegungsverfahren, soll 
dennoch — wie im Tiroler Raumordnungs­
gesetz — die amtswegige Richtigstellung des 
Grundbuches vorgesehen werden. Es könnte 
zu Schwierigkeiten führen, wenn es den  Grund­
eigentümern überlassen bliebe, die entspre­
chenden Anträge beim Grundbuchsgericht zu 
stellen.

Zu § 47:
Der Straftatbestand des Abs. 1 lit. d en t­

spricht dem bisherigen § 3 Abs. 1 lit. a des 
Grundteilungsgesetzes.

Zu § 48:

Mit dem Außerkrafttreten des W ohnsied­
lungsgesetzes und des § 4 der Landesbauord­
nung (vgl. § 50 Abs. 3 lit. f und g) treten 
automatisch auch alle auf Grund dieser ge­
setzlichen Bestimmungen erlassenen V erord­
nungen, also insbesondere alle von den Ge­
meinden erlassenen Flächenwidmungspläne 
und Verbauungspläne (Teilregulierungen), au­
ßer Kraft. Dem Gesetzgeber ist es verwehrt, 
zu bestimmen, daß diese Pläne in W irksam ­
keit bleiben, weil dies eine Erlassung von 
V erordnungen bedeuten würde. Das Recht, 
V erordnungen zu erlassen, steht aber nach 
Art. 18 Abs. 2 B.-VG. ausschließlich den V er­
waltungsbehörden zu.

Die in den Abs. 1 und 2 vorgesehene Re­
gelung ermöglicht es den G em eindevertre­
tungen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes bestehenden Flächenwid­
mungspläne und Verbauungspläne (Teilregu­
lierungen) — allerdings ohne jegliche Ä nde­
rung — durch einen einfachen Beschluß wieder 
in Kraft zu setzen. Hiebei soll zugelassen 
werden, daß diese Pläne für eine Übergangs­
zeit von fünf Jahren  nicht allen Vorschriften 
dieses Gesetzes entsprechen.

Durch Abs. 3 wird klargestellt, daß die 
nach dem Grundteilungsgesetz bewilligten 
Grundstücksteilungen weiter rechtswirksam 
bleiben. Dies ist im Hinblick auf die grund­
bücherlich noch nicht durchgeführten Grund­
stücksteilungen von Bedeutung. Für die W ei­
terführung von Verfahren, die im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes anhängig 
sind, sollen gemäß Abs. 4 die neuen V or­
schriften angewendet werden.

Zu § 49:
Nach Art. 118 Abs. 3 Z. 9 B.-VG. sind der 

Gemeinde die Angelegenheiten der örtlichen 
Raumplanung zur Besorgung im eigenen W ir­
kungsbereich gewährleistet. Gemäß Art. 118 
Abs. 2 B.-VG. haben die Gesetze die Ange­
legenheiten des eigenen Wirkungsbereiches 
der Gemeinde ausdrücklich als solche zu b e ­
zeichnen. Diesem Erfordernis wird durch § 43 
entsprochen.

Bei den nach § 32 den Grundverkehrs-Orts- 
kommissionen zukommenden Aufgaben han ­
delt es sich nicht um Aufgaben der Gemeinde.
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Regelungen des Verkehrs mit land- und forst­
wirtschaftlichen Grundstücken sind nicht dem 
eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde Vor­
behalten (Erk. des Verfassungsgerichtshofes 
Slg. 5302/1966).

In diesem Zusammenhang ist darauf h in ­
zuweisen, daß nach der Rechtssprechung des 
Verfassungsgerichtshofes (Erk. Slg. 5409/1966) 
Enteignungsregelungen nicht in den eigenen 
W irkungsbereich der Gemeinde fallen. Es ist 
deshalb verfassungsrechtlich zulässig, für die 
Umlegung und Grenzänderung von Grund­
stücken nach dem V. Hauptstück die Landes­
regierung als zuständige Behörde vorzusehen. 
Abgesehen davon w ären  die Gemeinden w e­
gen der Schwierigkeit der vorliegenden M a­
terie vielfach gar nicht in der Lage, diese Auf­
gabe zu besorgen.

Zu § 50:
Um Bedürfnissen der Praxis Rechnung zu 

tragen, soll im Abs. 1 zwischen der Kund­

machung und dem Inkrafttre ten des Gesetzes 
eine gewisse Frist bestehen.

Von besonderer Bedeutung ist der Abs. 2 
auch im Hinblick auf die bestehenden Flächen­
widmungspläne und V erbauungspläne (Teil­
regulierungen), die von den Gem eindever­
tretungen nach § 48 Abs. 1 und 2 neuerlich in 
Kraft gesetzt w erden können.

Durch die Aufhebung der im Abs. 3 ge­
nannten Rechtsvorschriften w ird  eine w esen t­
liche Rechtsbereinigung erzielt, insbesondere 
in bezug auf die aus der deutschen Zeit 
s tammenden Vorschriften (lit. a bis e), bei 
denen allerdings erhebliche Zweifel bestehen, 
ob sie überhaupt noch in Geltung sind. Es 
kann nämlich die Auffassung vertre ten  w er­
den, daß diese Vorschriften bereits durch das 
Gesetz LGBl. Nr. 38/1950 außer Kraft gesetzt 
wurden. Um hier aber jede Unklarheit zu 
beseitigen, soll das ausdrückliche Außerkraft
tre ten  verfügt bzw. festgestellt werden.

Bregenz, am 9. Mai 1972
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